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I 

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte) 

 

Entscheidung Nr. 884/2004/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES  

vom 29. April 2004 

 

zur Änderung der Entscheidung Nr. 1692/96/EG 

über gemeinschaftliche Leitlinien für den Aufbau eines  

transeuropäischen Verkehrsnetzes 

 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

 

 

 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION − 

 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 

Artikel 156 Absatz 1, 

 

auf Vorschlag der Kommission 1, 

 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 2, 

 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen 3, 

 

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags 4, 

 

                                                 
1  ABl. C 362 E vom 18.12.2001, S. 205 und ABl. C 20 E vom 28.1.2003, S. 274. 
2  ABl. C 125 vom 27.5.2002, S. 75. 
3  ABl. C 278 vom 14.11.2002, S. 7. 
4  Stellungnahmen des Europäischen Parlaments vom 30. Mai 2002 (ABl. C 187 E vom 

7.8.2003, S. 130) und vom 11. März 2004 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht), 
Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 14. April 2004 (noch nicht im Amtsblatt 
veröffentlicht) und Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 21. April 2004 (noch nicht 
im Amtsblatt veröffentlicht). 
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in Erwägung nachstehender Gründe: 

 

(1) In der Entscheidung Nr. 1692/96/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 1 wurden 

die gemeinschaftlichen Leitlinien für den Aufbau eines transeuropäischen Verkehrsnetzes 

festgelegt; dabei wurden die Vorhaben von gemeinsamem Interesse ausgewiesen, deren 

Verwirklichung zum Ausbau dieses Netzes beitragen soll, und in Anhang III die spezifischen 

Vorhaben aufgeführt, denen der Europäische Rat auf seinen Tagungen in Essen 1994 und 

Dublin 1996 besondere Bedeutung beigemessen hat. 

 

(2) Die Zunahme des Verkehrsaufkommens, die insbesondere dem wachsenden Anteil schwerer 

Nutzfahrzeuge zuzuschreiben ist, führt auf den internationalen Verkehrskorridoren vermehrt 

zu Überlastung und Engpässen. Zur Gewährleistung der internationalen Mobilität von Gütern 

und Personen sind daher Maßnahmen zur Optimierung der Kapazität des transeuropäischen 

Verkehrsnetzes erforderlich. 

 

(3) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung in Göteborg 2001 die Organe der Gemeinschaft 

ersucht, überarbeitete Leitlinien für das transeuropäische Verkehrsnetz festzulegen, um 

gegebenenfalls den Infrastrukturinvestitionen in die Eisenbahn, die Binnenwasserstraßen, den 

Kurzstreckenseeverkehr, den kombinierten Verkehr und einen effizienten Verbund Vorrang 

einzuräumen. In diesem Rahmen sollte der Beitrag, den die Binnenhäfen und die 

Regionalflughäfen zur Erreichung der Ziele des transeuropäischen Verkehrsnetzes leisten, 

nicht unterschätzt werden. 

 

(4) Angesichts der bevorstehenden Erweiterung der Europäischen Union und des angestrebten 

Ziels, ein ausgewogeneres Verhältnis zwischen den Verkehrsträgern zu erreichen und ein 

Infrastrukturnetz zu verwirklichen, das dem zunehmenden Bedarf gerecht werden kann, sowie 

der Tatsache, dass die Verwirklichung bestimmter vorrangiger Vorhaben mehr als zehn Jahre 

in Anspruch nehmen kann, ist es erforderlich, die Liste der Vorhaben in Anhang III der 

Entscheidung Nr. 1692/96/EG zu überprüfen. 

                                                 
1  ABl. L 228 vom 9.9.1996, S. 1. Entscheidung zuletzt geändert durch die Entscheidung 

Nr. 1346/2001/EG (ABl. L 185 vom 6.7.2001, S. 1). 
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(5) Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Rumänien, die Slowakische Republik, 

Slowenien, die Tschechische Republik, die Türkei, Ungarn und Zypern haben Assoziations-

abkommen und Europaabkommen geschlossen und sich um die Mitgliedschaft in der Euro-

päischen Union beworben. Die für den Verkehr zuständigen Behörden von elf dieser Länder 

haben mit Unterstützung der Kommission eine Abschätzung des Verkehrsinfrastrukturbedarfs 

durchgeführt, um ein Netz nach denselben Grundsätzen wie denjenigen der Entscheidung 

Nr. 1692/96/EG festzulegen. 

 

(6) Der Europäische Rat (Barcelona, 2002) hat das Ziel hervorgehoben, Engpässe in Regionen 

wie den Alpen, den Pyrenäen und der Ostsee zu verringern. 

 

(7) Der Europäische Rat (Brüssel, Dezember 2003) hat hervorgehoben, dass die in den Leitlinien 

genannten vorrangigen Vorhaben von entscheidender Bedeutung für die Stärkung des 

Zusammenhalts des Binnenmarktes sind, insbesondere im Hinblick auf die anstehende 

Erweiterung der Europäischen Union und hinsichtlich der Notwendigkeit, Engpässe zu besei-

tigen und/oder Verbindungslücken zu schließen, die für die Beförderung von Gütern (im 

Transit) über natürliche oder sonstige Hindernisse oder im grenzüberschreitenden Verkehr 

bestehen. 

 

(8) Auf der zweiten gesamteuropäischen Verkehrskonferenz in Kreta 1994 und der dritten 

gesamteuropäischen Verkehrskonferenz in Helsinki 1997 wurden zehn gesamteuropäische 

Verkehrskorridore und vier gesamteuropäische Verkehrsgebiete als vorrangig für die 

Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den betreffenden Drittländern 

festgelegt. 
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(9) In ihrem Bericht an die Kommission vom 30. Juni 2003 hat die hochrangige Gruppe für das 

transeuropäische Verkehrsnetz (nachstehend "hochrangige Gruppe" genannt) eine begrenzte 

Zahl vorrangiger Vorhaben anhand eines Verfahrens bestimmt, bei dem insbesondere die 

potenzielle wirtschaftliche Tragfähigkeit der Vorhaben und die Bereitschaft der betreffenden 

Mitgliedstaaten zur Einhaltung eines im Voraus festgelegten Zeitplans bei der Programmie-

rung der Vorhaben sowie die zu erwartenden Auswirkungen auf die Mobilität von Gütern und 

Personen zwischen den Mitgliedstaaten, den territorialen Zusammenhalt und die nachhaltige 

Entwicklung berücksichtigt wurden. Der Bericht umfasst auch Vorhaben in den neuen 

Mitgliedstaaten, die der Union am 1. Mai 2004 beitreten werden. Die Ergebnisse einer 

solchen Zusammenarbeit sollten berücksichtigt werden. 

 

(10) Bei der Festlegung und Durchführung der Gemeinschaftspolitik im Bereich der transeuropäi-

schen Netze sollten gemäß Artikel 6 des Vertrags die Erfordernisse des Umweltschutzes 

einbezogen werden. Demzufolge sollte vorrangig die Infrastruktur für Verkehrsträger, die 

geringere Umweltschäden verursachen, wie Eisenbahnverkehr, Kurzstreckenseeverkehr und 

Binnenschifffahrt, gefördert werden. 

 

(11) Es ist erforderlich, das Hauptziel zu verwirklichen, das die Kommission in ihrer Mitteilung 

über eine Strategie der Europäischen Union für die nachhaltige Entwicklung vorgeschlagen 

hat, nämlich die Abkopplung der negativen Auswirkungen der Zunahme des Verkehrs vom 

Wachstum des BIP. 
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(12) Umweltprüfungen gemäß der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und 

Programme 1 werden in Zukunft bei allen Plänen und Programmen für Vorhaben von 

gemeinsamem Interesse durchgeführt. Die Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur sollte fer-

ner davon abhängig gemacht werden, dass die Umweltschutzvorschriften der Gemeinschaft, 

insbesondere die Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Umweltver-

träglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten 2 sowie die Richt-

linien 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wild lebenden Vogel-

arten 3 und 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 über die Erhaltung der natürlichen 

Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen 4 eingehalten werden.  

 

(13) Das Weißbuch der Kommission über die europäische Verkehrspolitik ruft zu einem integrier-

ten Ansatz auf, bei dem unter anderem Maßnahmen zur Wiederbelebung des Eisenbahn-

sektors, insbesondere im Bereich des Güterverkehrs, zur Förderung der Binnenschifffahrt und 

des Kurzstreckenseeverkehrs, zur Verbesserung der Komplementarität zwischen dem Hoch-

geschwindigkeitsbahnsystem und dem Luftverkehr sowie zur Förderung der Entwicklung 

interoperabler intelligenter Verkehrssysteme kombiniert werden, um eine Verbesserung der 

Effizienz und der Sicherheit des Netzes zu gewährleisten. 

                                                 
1  ABl. L 197 vom 21.7.2001, S. 30. 
2  ABl. L 175 vom 5.7.1985, S. 40. Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 2003/35/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 156 vom 25.6.2003, S. 17). 
3  ABl. L 103 vom 25.4.1979, S. 1. Richtlinie zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 

Nr. 807/2003 (ABl. L 122 vom 16.5.2003, S. 36). 
4  ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7. Richtlinie zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 

Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 284 vom 31.10.2003, 
S. 1). 
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(14) Die Effizienz der gemeinsamen Verkehrspolitik hängt unter anderem von der Kohärenz der 

Maßnahmen zur Wiederbelebung des Eisenbahnsektors und zum Ausbau der Eisenbahninfra-

struktur ab. Die Richtlinie 2001/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 

Februar 2001 zur Änderung der Richtlinie 91/440/EWG des Rates zur Entwicklung der 

Eisenbahnunternehmen der Gemeinschaft 1 sieht ein transeuropäisches Schienengüternetz vor, 

das nach 2003 den internationalen Güterverkehrsdiensten offen stehen soll. Die Strecken des 

transeuropäischen Schienengüternetzes sollten als Teil des Schienennetzes angesehen werden, 

das durch die in der Entscheidung Nr. 1692/96/EG festgelegten Leitlinien definiert wird, 

damit sie für Investitionen in Frage kommen und Verkehr von der Straße abziehen können. 

 

(15) Im Rahmen des übergreifenden Ziels der Gewährleistung einer nachhaltigen Mobilität von 

Personen und Gütern sollten Verfahren zur Förderung von Meeresautobahnen zwischen 

Mitgliedstaaten eingeführt werden, die die Straßen entlasten und/oder die Anbindung von 

Regionen und Staaten in Rand- oder Insellage verbessern. Derartige Verfahren, die unter 

anderem auch Ausschreibungen beinhalten, sollten transparent und auf den Bedarf 

ausgerichtet sein und sollten die gemeinschaftlichen Wettbewerbsvorschriften oder die 

Vorschriften über das öffentliche Vergabewesen in keiner Weise berühren. 

 

(16) Die Förderung von Meeresautobahnen sollte als Ergänzung zu der Bereitstellung von 

Gemeinschaftshilfen betrachtet werden, die als Anreiz für die Förderung des Kurzstreckensee-

verkehrs im Rahmen des durch die Verordnung (EG) Nr. 1382/2003 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 22. Juli 2003 über die Gewährung von Finanzhilfen der 

Gemeinschaft zur Verbesserung der Umweltfreundlichkeit des Güterverkehrssystems 2 

geschaffenen Programms "Marco Polo" vorgesehen sind, und auf denselben Kriterien 

beruhen. Die finanzielle Unterstützung der Gemeinschaft im Rahmen der beiden Instrumente 

sollte jedoch nicht kumulierbar sein. 

                                                 
1  ABl. L 75 vom 15.3.2001, S. 1. 
2  ABl. L 196 vom 2.8.2003, S. 1. 
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(17) Es ist erforderlich, für vorrangige Vorhaben ein europäisches Interesse zu erklären, um 

Finanzmittel der Gemeinschaft auf solche Vorhaben zu konzentrieren und Instrumente einzu-

führen, die die Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten fördern, damit der Abschluss der 

Vorhaben innerhalb des gewünschten Zeitplans erleichtert wird. 

 

(18) Gemäß Artikel 154 des Vertrags sollte die Politik im Bereich der transeuropäischen Netze zur 

Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts in der Gemeinschaft beitragen. Im 

Hinblick auf dieses Ziel sollten Anstrengungen unternommen werden, um eine größtmögliche 

Kohärenz zwischen den Leitlinien für das transeuropäische Verkehrsnetz und der Program-

mierung der maßgeblichen auf Gemeinschaftsebene zur Verfügung stehenden Finanzinstru-

mente zu erreichen. 

 

(19) Eine nachträgliche Bewertung der vorrangigen Vorhaben sollte künftige Änderungen der 

Leitlinien und der Liste der vorrangigen Vorhaben vereinfachen und dazu beitragen, die von 

den Mitgliedstaaten vor der Verwirklichung eines Vorhabens angewandten Bewertungs-

methoden zu verbessern. 

 

(20) Im Hinblick auf die grenzüberschreitende Dimension von Vorhaben, für die ein europäisches 

Interesse erklärt wurde, kann es sich als unzweckmäßig erweisen, dass die einzelstaatlichen 

Verfahren zur Prüfung der ökologischen und sozioökonomischen Auswirkungen eines 

Vorhabens von den einzelnen Mitgliedstaaten gesondert durchgeführt werden. Um hier 

Abhilfe zu schaffen, sollten neben den gemeinsamen Bewertungsmethoden auch koordinierte 

Prüf- und Konsultationsverfahren oder grenzüberschreitende Verfahren zur Beteiligung der 

Öffentlichkeit für die betreffenden Mitgliedstaaten ausgearbeitet werden, die sowohl die 

sozioökonomischen als auch die ökologischen Aspekte abdecken. Diese Verfahren sollten die 

Verpflichtungen unberührt lassen, die sich aus den Umweltschutzvorschriften der 

Gemeinschaft ergeben. 
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(21) Die Koordinierung zwischen den Staaten, die an Vorhaben auf derselben Strecke beteiligt 

sind, muss möglicherweise verbessert werden, um die Rentabilität der Investitionen zu erhö-

hen und die zeitliche Abstimmung der Investitionen und deren Finanzierung zu erleichtern. 

 

(22) Grenzüberschreitende Abschnitte sollten von den Mitgliedstaaten anhand von Kriterien 

bestimmt werden, die von dem mit Artikel 18 Absatz 2 der Entscheidung Nr. 1692/96/EG 

eingesetzten Ausschuss festgelegt werden. Die bestehenden Verweise auf grenzüberschrei-

tende Abschnitte vorrangiger Vorhaben in Anhang III der genannten Entscheidung sollten der 

Festlegung grenzüberschreitender Abschnitte nach diesen Kriterien nicht vorgreifen. 

 

(23) Die Kommission hat die von der hochrangigen Gruppe ausgesprochenen Empfehlungen einer 

Folgenabschätzung unterzogen. Die Ergebnisse zeigen, dass die Verwirklichung der von der 

Gruppe festgelegten Vorhaben in Verbindung mit einer Reihe von Maßnahmen im Rahmen 

der gemeinsamen Verkehrspolitik, zum Beispiel der Erhebung von Entgelten für die Infra-

strukturnutzung und einer Liberalisierung des Schienengüterverkehrs, erhebliche Vorteile 

hätte, indem die Fahrtzeiten verkürzt, die Emissionen und die Verkehrsüberlastung verringert, 

die Verkehrsanbindung der Mitgliedstaaten in Randlage sowie der neuen Mitgliedstaaten 

verbessert und die Lebensqualität erhöht würden. 

 

(24) Um den Zielen des transeuropäischen Verkehrsnetzes und den Herausforderungen der Erwei-

terung im Verkehrsbereich gerecht zu werden, ist eine beträchtliche Erhöhung der 

Finanzmittel für die transeuropäischen Netze erforderlich. 
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(25) Die Kommission könnte beschließen, dem Europäischen Parlament und dem Rat 

vorzuschlagen, dass andere als die in Anhang III der Entscheidung Nr. 1692/96/EG genannten 

Vorhaben zu fördern sind, um mehr Wachstum zu schaffen, die Integration innerhalb der 

erweiterten Union zu verbessern und die Produktivität der europäischen Wirtschaft sowie ihre 

Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt zu steigern sowie zu dem Ziel des wirtschaftlichen, 

sozialen und territorialen Zusammenhalts und zur Intermodalität beizutragen. Diesen 

Vorhaben sollte im Rahmen der Finanzierungsinstrumente der Gemeinschaft ein 

angemessener Vorrang eingeräumt werden. 

 

(26) Die Entscheidung Nr. 1692/96/EG sollte daher entsprechend geändert werden − 

 

HABEN FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

 

Artikel 1 

 

Die Entscheidung Nr. 1692/96/EG wird wie folgt geändert: 

 

1. In Artikel 2 Absatz 1 wird die Jahreszahl "2010" durch die Jahreszahl "2020" ersetzt. 

 

2. Artikel 3 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

 

"(2)  Die Verkehrsinfrastruktur umfasst Straßen-, Eisenbahn- und Binnenwasser-

straßennetze, Meeresautobahnen, See- und Binnenhäfen, Flughäfen sowie andere verkehrs-

trägerübergreifende Knotenpunkte." 
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3. Artikel 5 erhält folgende Fassung:  

 

"Artikel 5 

Prioritäten 

 

Vorrang hat in Anbetracht der in Artikel 2 genannten Ziele und der in Artikel 4 genannten 

Grundzüge der Aktion Folgendes: 

 

a) Auf- und Ausbau der Haupt- und Zwischenverbindungen, die erforderlich sind, um 

Engpässe zu beseitigen, Lücken zu schließen und die Fernverkehrsverbindungen − ins-

besondere bei grenzüberschreitenden Abschnitten − zu ergänzen, natürliche Hindernisse 

zu überqueren und die Interoperabilität auf Fernverkehrsverbindungen zu verbessern; 

 

b) Auf- und Ausbau der Infrastrukturen zur Förderung des Verbunds der einzelstaatlichen 

Netze, damit die Anbindung insularer oder inselähnlicher sowie eingeschlossener und 

am Rande gelegener Gebiete an die zentralen Gebiete der Gemeinschaft insbesondere 

zur Senkung der hohen Transportkosten dieser Gebiete erleichtert wird; 

 

c) die erforderlichen Maßnahmen zur schrittweisen Verwirklichung eines interoperablen 

Eisenbahnnetzes, nach Möglichkeit einschließlich von für den Güterverkehr geeigneten 

Strecken; 

 

d) die erforderlichen Maßnahmen zur Förderung des Langstrecken- und des 

Kurzstreckenseeverkehrs sowie der Binnenschifffahrt; 

 

e) die erforderlichen Maßnahmen zur Integration des Schienen- und des Luftverkehrs, 

insbesondere über die Schienenanbindung von Flughäfen, soweit dies angezeigt ist, 

sowie der erforderlichen Infrastrukturen und Einrichtungen; 
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f) Optimierung der Kapazität und der Effizienz bestehender und neuer Infrastrukturen, 

Förderung der Intermodalität sowie Erhöhung der Sicherheit und der Zuverlässigkeit 

des Netzes durch Bau und Verbesserung von intermodalen Terminals und deren 

Zugangsinfrastruktur und/oder durch Einsatz intelligenter Systeme; 

 

g) Einbeziehung von Sicherheits- und Umweltbelangen bei der Konzeption und Verwirk-

lichung des transeuropäischen Verkehrsnetzes. 

 

h) Entwicklung der nachhaltigen Mobilität von Personen und Gütern entsprechend den 

Zielen der Europäischen Union im Hinblick auf die nachhaltige Entwicklung." 

 

4. Artikel 8 erhält folgende Fassung:  

 

"Artikel 8 

Umweltschutz 

 

(1)  Bei der Planung und Durchführung der Vorhaben müssen die Mitgliedstaaten dem 

Umweltschutz Rechnung tragen, indem sie für die durchzuführenden Vorhaben von ge-

meinsamem Interesse Umweltverträglichkeitsprüfungen gemäß der Richtlinie 85/337/EWG 

vornehmen und indem sie die Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die 

Erhaltung der wild lebenden Vogelarten * und die Richtlinie 92/43/EWG anwenden. 

 

Für die zu solchen Vorhaben führenden Pläne und Programme führen die Mitgliedstaaten ins-

besondere dann, wenn die Vorhaben neue Strecken oder den Ausbau anderer wichtiger 

Einrichtungen zur Verknüpfung von Infrastruktur betreffen, ab dem 21. Juli 2004 eine 

Umweltprüfung gemäß der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und 

Programme ** durch. Die Mitgliedstaaten berücksichtigen die Ergebnisse dieser 

Umweltprüfung bei der Ausarbeitung der betreffenden Pläne und Programme nach Artikel 8 

der genannten Richtlinie. 
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(2)  Bis zum 21. Juli 2004 entwickelt die Kommission im Einvernehmen mit den 
Mitgliedstaaten geeignete Methoden zur Durchführung der strategischen Umweltprüfung mit 
dem Ziel, unter anderem eine angemessene Koordinierung zu gewährleisten, Doppelarbeit zu 
vermeiden und eine Vereinfachung und Beschleunigung der Planung für grenzüberschreitende 
Vorhaben und Korridore zu erreichen. 
 
Die Ergebnisse dieser Arbeit und der Umweltprüfung in Bezug auf die TEN-Vorhaben, die 
die Mitgliedstaaten gemäß der Richtlinie 2001/42/EG durchführen, werden gegebenenfalls 
von der Kommission in ihrem Bericht über die Leitlinien und den möglicherweise 
beigefügten Legislativvorschlägen zur Überarbeitung der Leitlinien nach Artikel 18 Absatz 3 
dieser Entscheidung berücksichtigt. 
_____________ 
* ABl. L 103 vom 25.4.1979, S. 1. Richtlinie zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 

Nr. 807/2003 (ABl. L 122 vom 16.5.2003, S. 36). 
** ABl. L 197 vom 21.7.2001, S. 30." 

 
5. Artikel 9 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
 

"(3)  Das Netz umfasst ferner die Infrastruktur für das Verkehrsmanagement, die In-
formation der Benutzer, das Störungs- und Notfallmanagement sowie die elektronische 
Gebührenerfassung; diese Infrastruktur beruht auf einem aktiven Zusammenwirken der Ver-
kehrsmanagementsysteme auf europäischer, nationaler und regionaler Ebene sowie der 
Anbieter von Reise- und Verkehrsinformationen und Mehrwertdiensten, was die notwendige 
Komplementarität mit den Anwendungen gewährleistet, deren Einführung im Rahmen des 
Programms für die transeuropäischen Telekommunikationsnetze erleichtert wird." 

 
6. Artikel 10 erhält folgende Fassung: 
 

"Artikel 10 
Merkmale 

 
(1)  Das Eisenbahnnetz besteht aus dem Hochgeschwindigkeitsbahnnetz und dem 
konventionellen Eisenbahnnetz. 

 
(2)  Das auf gegenwärtiger oder neuer Technologie basierende Hochgeschwindig-
keitsbahnnetz besteht aus 
 
a) eigens für hohe Geschwindigkeiten gebauten Strecken, die für Geschwindigkeiten von 

im Allgemeinen mindestens 250 km/h ausgelegt sind; 
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b) eigens für hohe Geschwindigkeiten ausgebauten Strecken, die für Geschwindigkeiten 

von etwa 200 km/h ausgelegt sind; 

 

c) eigens für hohe Geschwindigkeiten ausgebauten Strecken sowie eigens für hohe 

Geschwindigkeiten gebauten, an das Hochgeschwindigkeitsbahnnetz angebundenen 

Strecken, die aufgrund der sich aus der Topografie, den Umweltbedingungen, der 

Oberflächengestalt oder der städtischen Umgebung ergebenden Zwänge von spe-

zifischer Beschaffenheit sind und bei denen die Geschwindigkeit jeweils angepasst 

werden muss. 

 

Das Hochgeschwindigkeitsbahnnetz besteht aus den in Anhang I aufgeführten Strecken. Die 

für Hochgeschwindigkeitsbahnstrecken mit gegenwärtiger Technologie geltenden 

grundlegenden Anforderungen und technischen Spezifikationen für die Interoperabilität 

werden gemäß der Richtlinie 96/48/EG des Rates vom 23. Juli 1996 über die Interoperabilität 

des transeuropäischen Hochgeschwindigkeitsbahnsystems * festgelegt. Die Mitgliedstaaten 

unterrichten die Kommission vorab über die Eröffnung einer Hochgeschwindigkeitsstrecke 

und deren technische Merkmale. 

 

(3)  Das konventionelle Eisenbahnnetz besteht aus Strecken für den konventionellen 

Personen- und Güterverkehr, einschließlich der in Artikel 14 genannten Abschnitte des 

transeuropäischen Netzes für den kombinierten Verkehr, der Anschlussverbindungen zu See- 

und Binnenhäfen von gemeinsamem Interesse und der allen Betreibern offen stehenden 

Frachtterminals. Die für das konventionelle Eisenbahnnetz geltenden grundlegenden Anfor-

derungen und technischen Spezifikationen für die Interoperabilität werden gemäß der 

Richtlinie 2001/16/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. März 2001 über 

die Interoperabilität des konventionellen transeuropäischen Eisenbahnsystems ** festgelegt. 

 

(4)  Das Eisenbahnnetz umfasst die Infrastrukturen und Einrichtungen, die die Integ-

ration von Eisenbahn- und Straßenverkehrsdiensten und gegebenenfalls Luft- und See-

verkehrsdiensten ermöglichen. In diesem Zusammenhang wird der Anbindung von Regional-

flughäfen an das Netz besondere Aufmerksamkeit gewidmet. 
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(5)  Das Eisenbahnnetz erfüllt mindestens eine der folgenden Aufgaben: 

 

a) Es spielt eine wichtige Rolle im Personenfernverkehr; 

 

b) es ermöglicht gegebenenfalls die Anbindung an Flughäfen; 

 

c) es ermöglicht die Anbindung regionaler und lokaler Eisenbahnnetze; 

 

d) es erleichtert den Güterverkehr durch die Festlegung und den Bau von dem Güterver-

kehr vorbehaltenen Fernverkehrsstrecken oder von Strecken, auf denen Güterzüge Vor-

rang haben; 

 

e) es spielt eine wichtige Rolle im kombinierten Verkehr; 

 

f) es ermöglicht über die Häfen von gemeinsamem Interesse die Anbindung an Kurz-

streckenseeverkehr und Binnenschifffahrt.  

 

(6)  Das Eisenbahnnetz bietet den Benutzern aufgrund seiner Kontinuität und der 

schrittweisen Verwirklichung der Interoperabilität, die insbesondere durch die technische 

Harmonisierung und das für das europäische Eisenbahnnetz empfohlene einheitliche 

Zugsteuerungs- und -sicherungssystem ERTMS erreicht werden, einen hohen Qualitäts- und 

Sicherheitsstandard. Zu diesem Zweck erstellt die Kommission im Benehmen mit den 

Mitgliedstaaten einen mit den einzelstaatlichen Plänen abgestimmten Entwicklungsplan. 

 

 

 

__________________ 

* ABl. L 235 vom 17.9.1996, S. 6. Richtlinie zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 284 vom 31.10.2003, 
S. 1). 

** ABl. L 110 vom 20.4.2001, S. 1." 
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7. Artikel 11 wird wie folgt geändert: 
 

a) Folgender Absatz wird eingefügt: 
 

 "(3b)  Die Binnenhäfen des Netzes, die mit Umschlageinrichtungen für den inter-
modalen Verkehr ausgestattet sind oder ein jährliches Frachtvolumen von mindestens 
500 000 Tonnen aufweisen, sind in Anhang I aufgeführt." 

 
b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
 

"(4)  Das Netz umfasst ferner die Verkehrsmanagementinfrastruktur. Dazu gehört 
insbesondere die Einrichtung eines als "River Information Services" bekannten 
interoperablen, intelligenten Verkehrs- und Transportsystems, das die vorhandenen 
Kapazitäten und die Sicherheit des Binnenwasserstraßennetzes optimieren und die 
Interoperabilität mit anderen Verkehrsträgern verbessern soll." 

 
8. Folgender Artikel wird eingefügt: 
 

"Artikel 12a 
Meeresautobahnen 
 
(1)  Ziel des transeuropäischen Meeresautobahnnetzes ist es, den Güterstrom auf 
seegestützten Logistikstrecken so zu konzentrieren, dass die bestehenden Seeverbindungen 
verbessert oder neue lebensfähige, regelmäßige und häufige Seeverbindungen für den Fracht-
verkehr zwischen den Mitgliedstaaten geschaffen werden, damit die Überlastung der Straßen 
verringert und/oder die Anbindung von Regionen und Staaten in Rand- oder Insellage 
verbessert wird. Meeresautobahnen sollten die kombinierte Personen- und Güterbeförderung 
nicht ausschließen, wenn die Güterbeförderung überwiegt. 
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(2)  Das transeuropäische Meeresautobahnnetz besteht aus Ausrüstungen und 
Infrastruktureinrichtungen mindestens zweier Häfen, die in zwei verschiedenen 

Mitgliedstaaten liegen. Diese Ausrüstungen und Infrastruktureinrichtungen umfassen − 

mindestens in einem Mitgliedstaat − beispielsweise die Hafenausrüstung, die elektronischen 
Logistiksysteme, die Sicherheits-, Gefahrenabwehr-, Verwaltungs- und Zollverfahren sowie 
die Infrastruktur für den direkten Zugang zu Land und zu Wasser; hierin eingeschlossen sind 
Möglichkeiten zur Gewährleistung der ganzjährigen Befahrbarkeit, insbesondere die 
Verfügbarkeit von Einrichtungen für das Ausbaggern und von Eisbrechern für den Zugang im 
Winter. 
 
(3)  Die in Anhang I genannten Wasserstraßen oder Kanäle, die zwei europäische 
Meeresautobahnen oder zwei Abschnitte davon verbinden und einen erheblichen Beitrag zur 
Verkürzung der Seestrecken leisten, die Effizienz erhöhen und Transportzeit einsparen, sind 
Teil des transeuropäischen Meeresautobahnnetzes. 
 
(4)  Die Vorhaben von gemeinsamem Interesse für das transeuropäische 
Meeresautobahnnetz werden von mindestens zwei Mitgliedstaaten vorgeschlagen und sind auf 
den tatsächlichen Bedarf auszurichten. Im Rahmen der vorgeschlagenen Vorhaben werden im 
Allgemeinen sowohl der öffentliche als auch der private Sektor nach Modalitäten 
eingebunden, die es gestatten, dass, bevor die Zuschüsse aus den nationalen Haushalten 
erforderlichenfalls durch Gemeinschaftsmittel ergänzt werden, eine Ausschreibung 
durchgeführt wird, und zwar entweder 

 
a) eine öffentliche Ausschreibung, die die beteiligten Mitgliedstaaten gemeinsam durch-

führen und die sich auf die Entwicklung neuer Verbindungen ab einem der Häfen der 
Kategorie A gemäß Artikel 12 Absatz 2 bezieht, die zuvor in den einzelnen Seegebieten 
gemäß Vorhaben Nr. 21 des Anhangs III ausgewählt wurden, oder, 
 

b) sofern die geografische Lage der Häfen vergleichbar ist, durch eine öffentliche Aus-
schreibung, die die beteiligten Mitgliedstaaten gemeinsam durchführen und die an 
Konsortien gerichtet ist, in denen zumindest Seeverkehrsgesellschaften und Hafen-
betreiber aus einem der Seegebiete gemäß Vorhaben Nr. 21 des Anhangs III vertreten 
sind. 



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 167/ 
_______________________________________________________________________________ 
 

17

(5)  Die Vorhaben von gemeinsamem Interesse des transeuropäischen 
Meeresautobahnnetzes 
 

− beziehen sich vorrangig auf die Ausrüstungen und Infrastruktureinrichtungen des 
Meeresautobahnnetzes; 

 

− können unbeschadet der Artikel 87 und 88 des Vertrags Starthilfen umfassen, wenn in-
folge der in Absatz 4 genannten Ausschreibung eine öffentliche Unterstützung als Er-
gänzung im Hinblick auf die finanzielle Tragfähigkeit des Vorhabens für notwendig er-
achtet wird. Die Starthilfen sind auf zwei Jahre begrenzt und werden nur zur Unterstüt-
zung eines gebührend begründeten Kapitalaufwands gewährt. Sie dürfen den 
geschätzten Mindestbetrag, der für die Aufnahme von Verkehrsdiensten auf den 
betreffenden Strecken erforderlich ist, nicht übersteigen. Die Starthilfen dürfen auf den 
betreffenden Märkten nicht zu Wettbewerbsverzerrungen führen, die dem gemeinsamen 
Interesse zuwiderlaufen; 

 

− können auch Tätigkeiten mit einem weiter gefassten Nutzen umfassen, die nicht mit be-
stimmten Häfen zusammenhängen; hierzu gehören beispielsweise die Bereitstellung von 
Einrichtungen für Eisbrech- und Ausbaggerarbeiten sowie Informationssysteme unter 
Einschluss von Verkehrsmanagementsystemen und elektronischen Meldesystemen. 

 
(6)  Die Kommission unterbreitet binnen drei Jahren dem in Artikel 18 genannten 
Ausschuss eine erste Liste spezifischer Vorhaben von gemeinsamem Interesse, womit sie das 
Konzept der Meeresautobahnen in eine konkrete Form bringt. Diese Liste wird auch dem 
Europäischen Parlament übermittelt. 
 
(7)  Die Vorhaben von gemeinsamem Interesse für das transeuropäische 
Meeresautobahnnetz werden der Kommission zur Genehmigung vorgelegt." 
 

9. An Artikel 13 wird folgender Absatz angefügt: 
 
"(3)  Die internationalen Netzpunkte und die Gemeinschaftsnetzpunkte werden gege-
benenfalls schrittweise mit den Hochgeschwindigkeitsstrecken des Eisenbahnnetzes verbun-
den. Das Netz umfasst die Infrastrukturen und die Einrichtungen, die die Integration der Luft- 
und Eisenbahnverkehrsdienste und gegebenenfalls der Seeverkehrsdienste ermöglichen." 
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10. Folgender Abschnitt 10a wird eingefügt: 

 

"ABSCHNITT 10a 

KOORDINIERUNG ZWISCHEN MITGLIEDSTAATEN 

 

Artikel 17a 

Europäischer Koordinator 

 

(1)  Die Kommission kann im Einvernehmen mit den beteiligten Mitgliedstaaten und 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments eine Person als "Europäischen Koordinator" 

benennen, um die koordinierte Durchführung von bestimmten − insbesondere 

grenzüberschreitenden − Vorhaben oder Teilen davon, die zu den Vorhaben gehören, für die 

gemäß Artikel 19a ein europäisches Interesse erklärt wurde, zu erleichtern. Der Europäische 

Koordinator handelt im Namen und auf Rechnung der Kommission. Sein Auftrag bezieht sich 

− insbesondere im Fall grenzüberschreitender Vorhaben – in der Regel auf ein einzelnes 

Vorhaben, kann aber erforderlichenfalls auf die gesamte Hauptachse ausgeweitet werden. Der 

Europäische Koordinator erstellt mit den beteiligten Mitgliedstaaten einen Arbeitsplan für 

seine Tätigkeit. 

 

(2)  Der Europäische Koordinator wird insbesondere aufgrund seiner Erfahrung mit 

europäischen Organen und seiner Kenntnisse ausgewählt, die er im Bereich der Finanzierung 

und der Bewertung der sozioökonomischen und ökologischen Auswirkungen von Groß-

projekten besitzt. 

 

(3)  Im Beschluss der Kommission zur Benennung des Europäischen Koordinators 

werden die Modalitäten der Ausübung der Aufgaben gemäß Absatz 5 festgelegt. 

 

(4)  Die beteiligten Mitgliedstaaten arbeiten mit dem Europäischen Koordinator zu-

sammen und stellen ihm die Informationen zur Verfügung, die zur Erfüllung der Aufgaben 

nach Absatz 5 notwendig sind. 
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(5)  Der Europäische Koordinator 

 

a) fördert in Zusammenarbeit mit den beteiligten Mitgliedstaaten die Anwendung gemein-

samer Projektbewertungsverfahren und berät gegebenenfalls die Projektträger in Bezug 

auf das Finanzierungssystem der Vorhaben; 

 

b) erstellt für das Europäische Parlament, die Kommission und die beteiligten 

Mitgliedstaaten einen jährlichen Bericht über die Fortschritte bei der Verwirklichung 

der Vorhaben, mit denen er betraut ist, über neue Vorschriften oder sonstige 

Entwicklungen mit möglichen Auswirkungen auf die Merkmale der Vorhaben sowie 

über eventuelle Schwierigkeiten und Hindernisse, die bezüglich der in Anhang III 

genannten Termine zu erheblichen Verzögerungen führen könnten; 

 

c) konsultiert mit den beteiligten Mitgliedstaaten die regionalen und kommunalen 

Behörden, die Betreiber, die Nutzer sowie die Vertreter der Zivilgesellschaft, um mehr 

Informationen über den Bedarf an Verkehrsdiensten, die Möglichkeiten für die 

Finanzierung von Investitionen und die Art der Dienste einzuholen, die bereitzustellen 

sind, damit der Zugang zu den Finanzierungsquellen erleichtert wird. 

 

(6)  Unbeschadet der nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatlichen Rechts-

vorschriften geltenden Verfahren kann die Kommission den Europäischen Koordinator bei 

der Bearbeitung von Anträgen auf Gemeinschaftsförderung, die sich auf Vorhaben oder 

Gruppen von Vorhaben beziehen, mit denen er betraut ist, um Stellungnahme bitten." 

 

11. Artikel 18 wird wie folgt geändert: 

 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung 

 

"Ausschuss für die Überwachung der Leitlinien und den Informationsaustausch". 
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b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

"(1)  Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission Zusammenfassungen der 

von ihnen zur Entwicklung des transeuropäischen Verkehrsnetzes erstellten einzel-

staatlichen Pläne und Programme, insbesondere in Bezug auf die in Artikel 19a 

genannten Vorhaben, für die ein europäisches Interesse erklärt wurde. Nach Verab-

schiedung der einzelstaatlichen Pläne und Programme übermitteln die Mitgliedstaaten 

diese informationshalber der Kommission." 

 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

 

"(3)  Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament, dem Rat, dem 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen alle 

zwei Jahre über die Durchführung der in dieser Entscheidung beschriebenen Leitlinien 

Bericht. Der nach Absatz 2 eingesetzte Ausschuss unterstützt die Kommission bei der 

Ausarbeitung dieses Berichts. Dem Bericht werden erforderlichenfalls 

Legislativvorschläge zur Überarbeitung der Leitlinien beigefügt; falls erforderlich 

können diese Vorschläge Änderungen der in Anhang III enthaltenen Liste der 

vorrangigen Vorhaben gemäß Artikel 19 Absatz 1 einschließen oder diese Liste um 

Vorhaben gemäß Artikel 19 Absatz 1 ergänzen. Bei der Überarbeitung sind Vorhaben, 

die gemäß Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe e zum territorialen Zusammenhalt der Union 

beitragen, besonders zu berücksichtigen." 
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12. Artikel 19 erhält folgende Fassung: 

 

"Artikel 19 

Vorrangige Vorhaben 

 

(1)  Die Vorhaben von gemeinsamem Interesse gemäß Artikel 7 gelten als vorrangig, 

wenn die Prüfung ergibt, dass sie 

 

a) der Beseitigung von Verkehrsengpässen oder der Vervollständigung transeuropäischer 

Hauptverkehrsachsen dienen; dies gilt insbesondere für grenzüberschreitende Vorhaben, 

Vorhaben zur Überwindung natürlicher Hindernisse oder Vorhaben mit einem 

grenzüberschreitenden Abschnitt; 

 

b) von solcher Tragweite sind, dass eine langfristige, auf europäischer Ebene durchge-

führte Planung einen erheblichen zusätzlichen Nutzen mit sich bringt; 

 

c) insgesamt einen potenziellen sozioökonomischen Nettonutzen sowie weitere 

sozioökonomische Vorteile bieten; 

 

d) die Mobilität von Gütern und Personen zwischen den Mitgliedstaaten erheblich 

verbessern und damit auch einen Beitrag zur Interoperabilität der einzelstaatlichen 

Verkehrsnetze leisten; 

 

e) durch die Integration der Verkehrsnetze der neuen Mitgliedstaaten und eine Verbesse-

rung der Anbindung von Regionen in Rand- oder Insellage zum territorialen Zusam-

menhalt der Europäischen Union beitragen; 
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f) durch die Verbesserung der Sicherheit und die Verringerung der verkehrsbedingten 

Umweltbeeinträchtigungen zur nachhaltigen Verkehrsentwicklung beitragen, indem 

insbesondere der Schienenverkehr, die Binnenschifffahrt und der Seeverkehr als alter-

native Verkehrsträger sowie der intermodale Verkehr gefördert werden; 

 

g) die Bereitschaft der beteiligten Mitgliedstaaten belegen, die jeweiligen Studien und 

Evaluierungen rechtzeitig durchzuführen, um auf der Grundlage einzelstaatlicher Pläne 

oder anderer entsprechender Unterlagen, die sich auf das betreffende Vorhaben 

beziehen, die Arbeiten bis zu einem im Voraus festgelegten Termin abzuschließen. 

 

(2)  Die vorrangigen Vorhaben, mit denen vor 2010 begonnen werden soll, ihre 

Abschnitte sowie die vorgesehenen Fertigstellungstermine gemäß Absatz 1 Buchstabe g sind 

in Anhang III aufgeführt. 

 

(3)  Die Kommission erstellt  bis 2010 einen Sachstandsbericht und schlägt gegebe-

nenfalls eine Änderung der Liste der in Anhang III aufgeführten vorrangigen Vorhaben ent-

sprechend Absatz 1 vor." 

 

13. Folgende Artikel werden eingefügt: 

 

"Artikel 19a 

Erklärung eines europäischen Interesses 

 

(1)  Für die in Anhang III aufgeführten vorrangigen Vorhaben wird ein europäisches 

Interesse erklärt. Diese Erklärung wird ausschließlich nach dem Verfahren abgegeben, das im 

Vertrag und den darauf beruhenden Rechtsakten festgelegt ist. 
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(2)  Unbeschadet der Rechtsgrundlage für die betreffenden Finanzinstrumente der 

Gemeinschaft gilt Folgendes: 

 

a) Wenn die Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 10 der Verordnung (EG) Nr. 1164/94 * 

Vorhaben für den Kohäsionsfonds vorschlagen, geben sie den Vorhaben angemessenen 

Vorrang, für die ein europäisches Interesse erklärt wurde. 

 

b) Wenn die Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 9 und 10 der Verordnung (EG) 

Nr. 2236/95 ** Vorhaben für die Finanzierung aus dem Haushalt für die transeuropäi-

schen Netze vorschlagen, geben sie den Vorhaben angemessenen Vorrang, für die ein 

europäisches Interesse erklärt wurde. 

 

c) Die Kommission fordert die Mitgliedstaaten auf, den Vorhaben, für die ein europäisches 

Interesse erklärt wurde, Rechnung zu tragen, wenn sie die Programmierung der Struk-

turfonds planen, insbesondere was Ziel-1-Regionen angeht, wobei einzelstaatliche Ver-

kehrspläne, die in den Anwendungsbereich der geltenden gemeinschaftlichen 

Förderkonzepte fallen, zu berücksichtigen sind. 

 

d) Die Kommission achtet darauf, dass die Länder, die das strukturpolitische Instrument 

zur Vorbereitung auf den Beitritt in Anspruch nehmen können, den Vorhaben 

angemessenen Vorrang einräumen, für die ein europäisches Interesse erklärt wurde, 

wenn sie ihre Vorhaben für dieses Instrument gemäß den Artikeln 2 und 7 der 

Verordnung (EG) Nr. 1267/1999 *** vorschlagen.. 

 

(3)  Die Kommission räumt bei der Vorausschau ihres Finanzierungsbedarfs den 

Vorhaben, für die ein europäisches Interesse erklärt wurde, angemessenen Vorrang ein. 
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(4)  Wird deutlich, dass sich der Beginn der Arbeiten eines Vorhabens, für das ein 

europäisches Interesse erklärt wurde, gegenüber dem vorgesehenen Termin 2010 beträchtlich 

verzögert oder verzögern wird, so fordert die Kommission von den beteiligten Mitgliedstaaten 

innerhalb von drei Monaten eine Begründung für diese Verzögerung. Auf der Grundlage der 

erhaltenen Antwort konsultiert die Kommission alle beteiligten Mitgliedstaaten, um das 

Problem, das zu der Verzögerung geführt hat, zu lösen. 

 

Die Kommission kann im Benehmen mit dem nach Artikel 18 Absatz 2 eingesetzten Aus-

schusses und im Rahmen ihrer Beobachtung der Durchführung des Vorhabens, für das ein 

europäisches Interesse erklärt wurde, unter gebührender Beachtung des Grundsatzes der 

Verhältnismäßigkeit angemessene Maßnahmen ergreifen. Die beteiligten Mitgliedstaaten 

erhalten die Gelegenheit, Bemerkungen zu diesen Maßnahmen vor ihrer Annahme vorzubrin-

gen. 

 

Das Europäische Parlament wird unverzüglich über alle ergriffenen Maßnahmen unterrichtet. 

 

Wenn die Kommission diese Maßnahmen ergreift, berücksichtigt sie in gebührender Weise 

die jeweilige Verantwortung der beteiligten Mitgliedstaaten für die Verzögerung und sieht 

von Maßnahmen ab, die die Verwirklichung des Vorhabens in Mitgliedstaaten, die nicht für 

die Verzögerung verantwortlich sind, beeinträchtigen würden. 

 

(5)  Wird eines der Vorhaben, für das ein europäisches Interesse erklärt wurde, nicht 

innerhalb einer angemessenen Zeit nach dem erwarteten Fertigstellungstermin gemäß 

Anhang III im Wesentlichen fertig gestellt und sind alle beteiligten Mitgliedstaaten für die 

Verzögerung verantwortlich, so überprüft die Kommission das Vorhaben gemäß dem 

Verfahren nach Absatz 4 im Hinblick darauf, ob eine Einstufung als Vorhaben, für das ein 

europäisches Interesse erklärt wurde, durch das Überarbeitungsverfahren nach Artikel 18 

Absatz 3 zurückzuziehen ist. Auf jeden Fall überprüft die Kommission das Vorhaben am 

Ende eines Zeitraums von fünfzehn Jahren, der ab dem Zeitpunkt gilt, zu dem für das 

Vorhaben ein europäisches Interesse im Sinne dieser Entscheidung erklärt wurde. 
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(6)  Die beteiligten Mitgliedstaaten nehmen fünf Jahre nach Fertigstellung eines Vor-

habens, für das ein europäisches Interesse erklärt wurde, oder eines seiner Abschnitte eine 

Bestandsaufnahme vor, in der seine sozioökonomischen und ökologischen Auswirkungen so-

wie die Auswirkungen auf den Handel sowie den freien Verkehr von Personen und Gütern 

zwischen den Mitgliedstaaten, den territorialen Zusammenhalt und die nachhaltige 

Entwicklung untersucht werden. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über die 

Ergebnisse dieser Bestandsaufnahme. 

 

(7)  Umfasst ein Vorhaben von europäischem Interesse einen grenzüberschreitenden 

Abschnitt, der unter technischen und finanziellen Aspekten nicht aufgeteilt werden kann, so 

koordinieren die beteiligten Mitgliedstaaten vor der Erteilung einer Baugenehmigung inner-

halb des bestehenden Rahmens ihre Verfahren für die Evaluierung der sozioökonomischen 

Auswirkungen des Vorhabens und bemühen sich nach besten Kräften um die Durchführung 

einer grenzüberschreitenden Untersuchung. 

 

(8)  Andere Abschnitte von Vorhaben von europäischem Interesse werden fallweise 

bilateral oder multilateral von den Mitgliedstaaten koordiniert. 

 

(9)  Die koordinierten Maßnahmen beziehungsweise grenzüberschreitenden Unter-

suchungen gemäß Absatz 7 berühren nicht die Verpflichtungen, die sich aus den Umwelt-

schutzvorschriften der Gemeinschaft, insbesondere den Vorschriften für die 

Umweltverträglichkeitsprüfung, ergeben. Die beteiligten Mitgliedstaaten unterrichten die 

Kommission von der Einleitung und den Ergebnissen dieser koordinierten Maßnahmen 

beziehungsweise grenzüberschreitenden Untersuchungen. Die Kommission nimmt diese 

Informationen in den Bericht nach Artikel 18 Absatz 3 auf. 
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Artikel 19b 

Grenzüberschreitende Abschnitte 

 

Im Zusammenhang mit bestimmten vorrangigen Vorhaben werden grenzüberschreitende 

Abschnitte zwischen zwei Mitgliedstaaten, einschließlich Meeresautobahnen, auf der 

Grundlage von Kriterien, die vom Ausschuss gemäß Artikel 18 Absatz 2 festgelegt werden, 

von den Mitgliedstaaten ermittelt und der Kommission mitgeteilt. Dabei handelt es 

sich insbesondere um Abschnitte, die unter technischen und finanziellen Aspekten nicht 

aufteilbar sind oder für die die beteiligten Mitgliedstaaten eine gemeinsame Verpflichtung 

eingehen und eine gemeinsame Struktur errichten. 

 

_________________ 

* Verordnung (EG) Nr. 1164/94 des Rates vom 16. Mai 1994 zur Errichtung des Kohäsions-
fonds (ABl. L 130 vom 25.5.1994, S. 1). Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EG) Nr. 1265/1999 (ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 62). 

** Verordnung (EG) Nr. 2236/95 des Rates vom 18. September 1995 über die Grundregeln für 
die Gewährung von Gemeinschaftszuschüssen für transeuropäische Netze (ABl. L 228 vom 
23.9.1995, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1655/1999 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 197 vom 29.7.1999, S. 1). 

*** Verordnung (EG) Nr. 1267/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 über ein strukturpolitisches 
Instrument zur Vorbereitung auf den Beitritt (ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 73). Verordnung 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2500/2001 (ABl. L 342 vom 27.12.2001, 
S. 1)." 
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14. Die Artikel 20 und 21 werden gestrichen. 

 

15. Die Anhänge werden wie folgt geändert: 

 

1. In Anhang I erhalten die Abschnitte 2, 3, 4 und 6 sowie die entsprechenden Karten die 

in Anhang I der vorliegenden Entscheidung enthaltene Fassung. 

 

2. In Anhang III 

 

a) wird die Überschrift durch die Überschrift "Liste der vor 2010 zu beginnenden 

vorrangigen Vorhaben" ersetzt; 

 

b) erhält der Inhalt die in Anhang II der vorliegenden Entscheidung enthaltene 

Fassung. 

 

Artikel 2 

 

Diese Entscheidung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro-

päischen Union in Kraft. 
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Artikel 3 

 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

 

 

 

 

 

Geschehen zu Straßburg am 29. April 2004. 

 

 Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 

 Der Präsident Der Präsident 

 P. COX M. McDOWELL 
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ANHANG I 

 

 

Anhang I der Entscheidung Nr. 1692/96/EG wird wie folgt geändert: 

 

1. Die Abschnitte 2, 3 und 4 erhalten folgende Fassung: 

 
"Abschnitt 2: Straßennetz 

 

2.0. Europa 2.4. Griechenland  2.8. Italien   2.12. Portugal 

2.1. Belgien 2.5. Spanien  2.9. Luxemburg  2.13. Finnland 

2.2. Dänemark 2.6. Frankreich  2.10. Niederlande  2.14. Schweden 

2.3. Deutschland 2.7. Irland   2.11. Österreich  2.15. Vereinigtes Königreich 

 

Abschnitt 3: Eisenbahnnetz 

 

3.0. Europa 3.4. Griechenland  3.8. Italien   3.12. Portugal 

3.1. Belgien 3.5. Spanien  3.9. Luxemburg  3.13. Finnland 

3.2. Dänemark 3.6. Frankreich  3.10. Niederlande  3.14. Schweden 

3.3. Deutschland 3.7. Irland   3.11. Österreich  3.15. Vereinigtes Königreich 

 

Abschnitt 4: Binnenwasserstraßennetz und Binnenhäfen" 

 

2. Abschnitt 6 erhält folgende Fassung: 

 
"Abschnitt 6: Flughafennetz  

 

6.0. Europa     6.4. Frankreich 

6.1. Belgien/Dänemark/Deutschland/  6.5. Irland/Vereinigtes Königreich 

 Luxemburg/Niederlande/Österreich 

6.2. Griechenland     6.6. Italien 

6.3. Spanien/Portugal    6.7. Finnland/Schweden" 
 

3. Die nachstehenden Karten ersetzen die entsprechenden Karten der Entscheidung 

Nr. 1692/96/EG. 

________________________ 
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ANHANG II 
 

Anhang III der Entscheidung Nr. 1692/96/EG erhält folgende Fassung: 

 

"ANHANG III 

 

VORRANGIGE VORHABEN, MIT DENEN VOR 2010 BEGONNEN WERDEN SOLL 

 

1. Eisenbahnachse Berlin-Verona/Mailand-Bologna-Neapel-Messina-Palermo  

 

• Halle/Leipzig-Nürnberg (2015) 

• Nürnberg-München (2006) 

• München-Kufstein (2015) 

• Kufstein-Innsbruck (2009) 

• Brenner-Tunnel (2015), grenzüberschreitender Abschnitt 

• Verona-Neapel (2007) 

• Mailand-Bologna (2006) 

• Straßen-/Eisenbahnbrücke über die Straße von Messina-Palermo (2015) 

 

2. Hochgeschwindigkeits-Eisenbahnachse Paris-Brüssel-Köln-Amsterdam-London  

 

• Ärmelkanaltunnel-London (2007) 

• Brüssel-Lüttich-Köln (2007) 

• Brüssel-Rotterdam-Amsterdam (2007) 1 

                                                 
1  Einschließlich der beiden Bahnhöfe für Hochgeschwindigkeitszüge in Rotterdam und 

Amsterdam, die nicht in dem auf der Tagung des Europäischen Rates in Essen von 1994 
gebilligten Vorhaben eingeschlossen waren. 
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3. Hochgeschwindigkeits-Eisenbahnachse in Südwesteuropa 

 

• Lissabon/Porto-Madrid (2011) 1 

• Madrid-Barcelona (2005) 

• Barcelona-Figueras-Perpignan (2008) 

• Perpignan-Montpellier (2015) 

• Montpellier-Nîmes (2010) 

• Madrid-Vitoria-Irún/Hendaye (2010) 

• Irún/Hendaye-Dax, grenzüberschreitender Abschnitt (2010) 

• Dax-Bordeaux (2020) 

• Bordeaux-Tours (2015) 

 

4. Hochgeschwindigkeits-Eisenbahnachse Ost  

 

• Paris-Baudrecourt (2007) 

• Metz-Luxembourg (2007) 

• Saarbrücken-Mannheim (2007) 

 

5. Betuwe-Verbindung (2007) 

                                                 
1  Einschließlich der Verbindungen Lissabon-Porto (2013), Lissabon-Madrid (2010) und 

Aveiro-Salamanca (2015). 
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6. Eisenbahnachse Lyon-Triest-Divača/Koper-Divača-Ljubljana-Budapest-ukrainische Grenze 1 

 

• Lyon-St. Jean de Maurienne (2015) 

• Mont-Cenis-Tunnel (2015-2017), grenzüberschreitender Abschnitt 

• Bussoleno-Turin (2011) 

• Turin-Venedig (2010) 

• Venedig - Ronchi Süd - Triest - Divača 

• Koper-Divača-Ljubljana (2015) 

• Ljubljana-Budapest (2015) 

 

7. Autobahnachse Igoumenitsa/Patra-Athen-Sofia-Budapest  

 

• Via Egnatia (2006) 

• Pathe (2008) 

• Autobahn Sofia-Kulata-griechisch/bulgarische Grenze (2010) mit grenzüberschreiten-

dem Abschnitt Promahon-Kulata 

• Autobahn Nadlac-Sibiu (Verbindung nach Bukarest und Constanţa [Constanza] (2007) 

 

8. Multimodale Achse Portugal/Spanien - restliches Europa 2 

 

• Eisenbahnverbindung La Coruña-Lissabon-Sines (2010) 

• Eisenbahnverbindung Lissabon-Valladolid (2010) 

• Eisenbahnverbindung Lissabon-Faro (2004) 

• Autobahn Lissabon-Valladolid (2010) 

• Autobahn La Coruña-Lissabon (2003) 

• Autobahn Sevilla-Lissabon (2001 fertig gestellt) 

• neuer Flughafen Lissabon (2015) 

                                                 
1  Diese Verkehrsachse deckt sich zum Teil mit dem gesamteuropäischen Korridor V. 
2  Einschließlich des Ausbaus von Häfen und Flughäfen (2015) in Einklang mit den auf den 

Tagungen des Europäischen Rates in Essen und Dublin gebilligten Inhalten. 
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9. Eisenbahnachse Cork-Dublin-Belfast-Stranraer 1 (2001) 

 

10. Malpensa (2001 fertig gestellt) 2 

 

11. Öresund-Landverbindung (2000 fertig gestellt) 3 

 

12. Eisenbahn-/Straßenachse Nordisches Dreieck  

 

• Straßen- und Eisenbahnprojekte in Schweden 4 (2010) 

• Autobahn Helsinki-Turku (2010) 

• Eisenbahnverbindung Kerava-Lahti (2006) 

• Autobahn Helsinki-Vaalimaa (2015) 

• Eisenbahnverbindung Helsinki-Vainikkala (russische Grenze) (2014) 

 

13. Straßenachse Vereinigtes Königreich/Irland/Benelux (2010) 

 

14. Hauptstrecke Westküste (2007) 

 

15. Galileo (2008) 

                                                 
1  Eine weitere Steigerung der Kapazität auf dieser Strecke wurde 2003 beschlossen und als 

separates Projekt hinzugefügt. 
2  Das Projekt wurde abgeschlossen. 
3  Das Projekt wurde abgeschlossen. 
4  Einige kurze Abschnitte der Straßen- und Eisenbahnstrecke werden zwischen 2010 und 2015 

fertig gestellt sein. 
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16. Eisenbahnachse für den Güterverkehr Sines/Algeciras-Madrid-Paris 

 

• Neue Hochleistungseisenbahnachse durch die Pyrenäen 

• Eisenbahnverbindung Sines-Badajoz (2010) 

• Eisenbahnverbindung Algeciras - Bobadilla (2010) 

 

17. Eisenbahnachse Paris-Straßburg-Stuttgart-Wien-Bratislava 

 

• Baudrecourt-Straßburg-Stuttgart (2015) mit der Rheinbrücke Kehl als grenzüberschrei-

tendem Abschnitt 

• Stuttgart-Ulm (2012) 

• München-Salzburg (2015), grenzüberschreitender Abschnitt 

• Salzburg-Wien (2012) 

• Wien-Bratislava, grenzüberschreitender Abschnitt 

 

18. Binnenwasserstraße Rhein/Maas-Main-Donau 1 

 

• Rhein-Maas (2019) mit der Lanay-Schleuse als grenzüberschreitendem Abschnitt 

• Vilshofen-Straubing (2013) 

• Wien-Bratislava (2015), grenzüberschreitender Abschnitt 

• Palkovicovo-Mohács (2014) 

• Verkehrsengpässe in Rumänien und Bulgarien (2011) 

 

19. Interoperabilität der Hochgeschwindigkeitsbahn auf der Iberischen Halbinsel 

 

• Madrid-Andalusien (2010) 

• Nordosten (2010) 

• Madrid-Levante und Mittelmeer (2010) 

• Nord/Nordwest-Korridor, einschließlich Vigo-Porto (2010) 

• Extremadura (2010) 

                                                 
1  Ein Teil dieser Strecke entspricht der Definition des gesamteuropäischen Korridors VII. 
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20. Eisenbahnachse Fehmarnbelt 

 

• Feste Beltquerung (Straßen-/Eisenbahnverbindung) (2014) 

• Zulaufstrecke in Dänemark vom Öresund aus (2015) 

• Zulaufstrecke in Deutschland ab Hamburg (2015) 

• Eisenbahnverbindung Hannover-Hamburg/Bremen (2015) 

 

21. Meeresautobahnen 

 

Vorhaben von gemeinsamem Interesse nach Artikel 12a, die die folgenden Meeresautobahnen 

betreffen: 

 

• Meeresautobahn Ostsee (Anbindung der Mitgliedstaaten des Ostseeraums an die 

Mitgliedstaaten in Mittel- und Westeuropa), einschließlich der Strecke durch den Nord-

Ostsee-Kanal (2010) 

 

• Meeresautobahn Westeuropa (Anbindung von Portugal und Spanien über den 

Atlantischen Bogen an die Nordsee und die Irische See) (2010) 

 

• Meeresautobahn Südosteuropa (Verbindung Adria/Ionisches Meer/östliches Mittelmeer 

zur Anbindung Zyperns) (2010) 

 

• Meeresautobahn Südwesteuropa (westliches Mittelmeer) zwischen Spanien, Frankreich, 

Italien und Malta mit Anbindung an die Meeresautobahn Südosteuropa 1 (2010) 

                                                 
1  Einschließlich einer Verbindung zum Schwarzen Meer. 
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22. Eisenbahnachse Athen-Sofia-Budapest-Wien-Prag-Nürnberg/Dresden 1 

 

• Eisenbahnverbindung griechisch/bulgarische Grenze-Kulata-Sofia-Vidin/Calafat (2015) 

• Eisenbahnverbindung Curtici-Braşov (nach Bukarest und Constanţa [Constanza]) 

(2010) 

• Eisenbahnverbindung Budapest-Wien (2010), grenzüberschreitender Abschnitt 

• Eisenbahnverbindung Břeclav-Prag-Nürnberg (2010), mit Nürnberg-Prag als grenzüber-

schreitendem Abschnitt 

• Eisenbahnachse Prag-Linz (2016) 

 

23. Eisenbahnachse Gdansk(Danzig)-Warschau-Brno(Brünn)/Bratislava-Wien 2 

 

• Eisenbahnverbindung Gdansk(Danzig)-Warschau-Katowice(Kattowitz) (2015) 

• Eisenbahnverbindung Katowice(Kattowitz)-Břeclav (2010) 

• Eisenbahnverbindung Katowice(Kattowitz)-Žilina-Nové Mesto n.V. (2010) 

 

24. Eisenbahnachse Lyon/Genua-Basel-Duisburg-Rotterdam/Antwerpen 

 

• Lyon-Mulhouse-Mülheim 3, mit Mulhouse-Mülheim als grenzüberschreitendem Ab-

schnitt (2018) 

• Genua-Mailand/Novara – Schweizer Grenze (2013) 

• Basel-Karlsruhe (2015) 

• Frankfurt-Mannheim (2012) 

• Duisburg-Emmerich (2009) 4 

• "Eiserner Rhein" Rheidt-Antwerpen, grenzüberschreitender Abschnitt (2010) 

                                                 
1  Diese Hauptverkehrsachse entspricht in weiten Teilen der Definition des gesamteuropäischen 

Korridors IV. 
2  Diese Hauptverkehrsachse entspricht in weiten Teilen der Definition des gesamteuropäischen 

Korridors VI. 
3  Dies umfasst den „TGV Rhein-Rhône“ ohne den westlichen Streckenteil. 
4  Das Vorhaben Nr. 5 (Betuwe-Strecke) verbindet Rotterdam und Emmerich. 
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25. Autobahnachse Gdansk(Danzig)-Brno(Brünn)/Bratislava-Wien 1 

 

• Autobahn Gdansk(Danzig)-Katowice(Kattowitz) (2010) 

• Autobahn Katowice(Kattowitz)-Brno(Brünn)/Žilina (2010), grenzüberschreitender 

Abschnitt 

• Autobahn Brno(Brünn)-Wien (2009), grenzüberschreitender Abschnitt 

 

26. Schienen-/Straßenachse Irland/Vereinigtes Königreich/europäisches Festland 

 

• Schienen-/Straßenachse von Dublin in den Norden (Belfast-Larne) und den Süden 

(Cork) (2010) 2 

• Schienen-/Straßenachse Hull-Liverpool (2015) 

• Eisenbahnverbindung Felixstowe-Nuneaton (2011) 

• Eisenbahnverbindung Crewe-Holyhead (2008) 

 

27. "Rail Baltica": Eisenbahnachse Warschau-Kaunas-Riga-Tallinn-Helsinki 

 

• Warschau-Kaunas (2010) 

• Kaunas-Riga (2014) 

• Riga-Tallinn (2016) 

 

28. "Eurocaprail" auf der Eisenbahnachse Brüssel-Luxemburg-Straßburg 

 

• Brüssel-Luxemburg-Straßburg (2012) 

 

                                                 
1  Diese Hauptverkehrsachse entspricht in weiten Teilen der Definition des gesamteuropäischen 

Korridors VI. 
2  Einschließlich des Essener Vorhabens Nr. 13: Straßenverbindung Irland/Vereinigtes König-

reich/Benelux. 
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29. Eisenbahnachse des intermodalen Korridors Ionisches Meer/Adria  

 

• Kozani-Kalambaka-Igoumenitsa (2012) 

• Ioannina-Antirrio-Rio-Kalamata (2014) 

 

30. Binnenwasserstraße Seine-Schelde 

• Verbesserung der Schiffbarkeit des Abschnitts Deulemont-Gent (2012-2014-2016) 
• Compiègne-Cambrai (2012-2014-2016) 
 

 

In Klammern steht jeweils das im Voraus vereinbarte Fertigstellungsdatum. Die Termine für die 

Fertigstellung der Vorhaben 1 bis 20 und des Vorhabens 30 sowie die Angaben zu den einzelnen 

Streckenabschnitten stammen aus dem Bericht der hochrangigen Gruppe, in dem diese Angaben 

festgelegt wurden." 

 

 

 

 

________________________ 
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RICHTLINIE 2004/54/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 

UND DES RATES 

vom 29. April 2004 

 

über Mindestanforderungen an die Sicherheit von Tunneln im 

transeuropäischen Straßennetz 

 

 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 

 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 71 

Absatz 1, 

 

auf Vorschlag der Kommission, 

 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 1, 

 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen 2, 

 

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags 3, 

 

                                                 
1  ABl. C 220 vom 16.9.2003, S. 26. 
2  ABl. C 256 vom 24.10.2003, S. 64. 
3  Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 9. Oktober 2003 (noch nicht im Amtsblatt 

veröffentlicht), Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 26. Februar 2004 (ABl. C 95 E vom 
20.4.2004, S. 31) und Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 20. April 2004 (noch 
nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
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in Erwägung nachstehender Gründe: 

 
(1) Die Kommission hat in ihrem Weißbuch "Die europäische Verkehrspolitik bis 2010: Wei-

chenstellungen für die Zukunft" vom 12. September 2001 angekündigt, dass sie Vorschläge 

für Mindestanforderungen an die Sicherheit von Tunneln im transeuropäischen Straßennetz 

unterbreiten wird. 

 

(2) Das Verkehrssystem, insbesondere das transeuropäische Straßennetz im Sinne der Ent-

scheidung Nr. 1692/96/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 1996 

über gemeinschaftliche Leitlinien für den Aufbau eines transeuropäischen Verkehrsnetzes 1, 

ist für die Förderung der europäischen Integration und die Sicherstellung einer hohen 

Lebensqualität für die europäischen Bürger von größter Bedeutung. Aufgabe der Euro-

päischen Gemeinschaft ist es, im transeuropäischen Straßennetz für ein hohes, einheitliches 

und konstantes Niveau bei Sicherheit, Diensten und Komfort zu sorgen. 

 

(3) Tunnel von über 500 m Länge stellen wichtige bauliche Einrichtungen dar, die großräumige 

Gebiete in Europa miteinander verbinden und für das Funktionieren und die Entwicklung 

der regionalen Wirtschaft eine entscheidende Rolle spielen. 

 

(4) Der Europäische Rat hat mehrfach, insbesondere auf seiner Sitzung am 14. und 

15. Dezember 2001 in Laeken, auf die Dringlichkeit von Maßnahmen zur Verbesserung der 

Tunnelsicherheit hingewiesen. 

 

(5) Die Verkehrsminister Deutschlands, Frankreichs, Italiens, Österreichs und der Schweiz 

haben am 30. November 2001 in Zürich eine gemeinsame Erklärung verabschiedet, in der 

empfohlen wird, die nationalen Rechtsvorschriften an die jüngsten harmonisierten Vor-

schriften zur Verbesserung der Sicherheit in langen Tunneln anzugleichen. 

                                                 
1  ABl. L 228 vom 9.9.1996, S. 1. Geändert durch die Entscheidung Nr. 1346/2001/EG 

(ABl. L 185 vom 6.7.2001, S. 1). 
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(6) Da das Ziel der vorgeschlagenen Maßnahme, nämlich die Verwirklichung eines einheit-

lichen, konstanten und hohen Schutzniveaus in Straßentunneln für alle europäischen Bürger 

auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden kann und daher in An-

betracht des erforderlichen Harmonisierungsgrads besser auf Gemeinschaftsebene zu errei-

chen ist, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags nieder-

gelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel ge-

nannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Richtlinie nicht über das für die Er-

reichung dieses Zieles erforderliche Maß hinaus. 

 

(7) Tunnelunglücke der jüngeren Vergangenheit unterstreichen die Bedeutung, die Tunnel für 

die Menschen sowie in wirtschaftlicher und kultureller Hinsicht besitzen. 

 

(8) Einige der seit langem in Europa betriebenen Tunnel wurden zu einer Zeit entworfen, als die 

technischen Möglichkeiten und Verkehrsbedingungen verglichen mit den heutigen sehr 

unterschiedlich waren. Deshalb bestehen unterschiedliche Sicherheitsniveaus, die es zu 

verbessern gilt. 

 

(9) Die Sicherheit in Tunneln erfordert eine Reihe von Maßnahmen, u.a. in Verbindung mit der 

Tunnelgeometrie und -konstruktion, den Sicherheitseinrichtungen einschließlich Verkehrs-

zeichen, dem Verkehrsmanagement, der Schulung der Einsatzdienste, dem Störfallmanage-

ment, der Information der Nutzer über Verhaltensmaßregeln in Tunneln sowie der Verbesse-

rung der Kommunikation zwischen den zuständigen Behörden und Einsatzdiensten wie 

Polizei, Feuerwehr und Rettungskräften. 

 

(10) Wie bereits die Arbeiten der Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten Nationen 

(UNECE) deutlich gemacht haben, ist das Verhalten der Straßennutzer ein entscheidender 

Gesichtspunkt bei der Tunnelsicherheit. 
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(11) Die Sicherheitsmaßnahmen sollten es ermöglichen, dass Unfallbeteiligte sich in Sicherheit 

bringen können, dass Straßennutzer zur Vermeidung größerer Auswirkungen unmittelbar 

eingreifen können, dass das wirksame Arbeiten der Einsatzdienste sichergestellt wird, dass 

die Umwelt geschützt wird und dass Sachschäden begrenzt werden. 

 

(12) Mit den durch diese Richtlinie bewirkten Verbesserungen wird ein höheres Sicherheits-

niveau für alle Nutzer, einschließlich behinderter Personen, erreicht. Da behinderte Personen 

bei einem Notfall jedoch größere Schwierigkeiten haben, sich in Sicherheit zu bringen, 

sollte ein besonderes Augenmerk auf ihre Sicherheit gelegt werden. 

 

(13) Um ein ausgewogenes Konzept zu verwirklichen und den hohen Kosten der Maßnahmen 

Rechnung zu tragen, sollte der Mindestumfang an Sicherheitseinrichtungen für jeden Tunnel 

aufgrund der Art des Tunnels und des zu erwartenden Verkehrsaufkommens festgelegt 

werden. 

 

(14) Internationale Einrichtungen wie der Weltstraßenverband und die UNECE geben seit 

langem äußerst wertvolle Empfehlungen zur Verbesserung und Vereinheitlichung von 

Sicherheitseinrichtungen und Verkehrsvorschriften in Straßentunneln ab. Da diese 

Empfehlungen jedoch nicht verbindlich sind, können sie nur dann eine umfassende Wirkung 

entfalten, wenn die darin ermittelten Anforderungen durch Rechtsvorschriften 

vorgeschrieben werden. 

 

(15) Ein hohes Sicherheitsniveau in Tunneln kann nur durch ordnungsgemäße Erhaltung der 

Sicherheitseinrichtungen aufrechterhalten werden. Die Mitgliedstaaten sollten Informationen 

über moderne Sicherheitsverfahren sowie unfall- und störfallbezogene Daten systematisch 

untereinander austauschen. 

 

(16) Um sicherzustellen, dass die Tunnelmanager die Anforderungen dieser Richtlinie ordnungs-

gemäß erfüllen, sollten die Mitgliedstaaten eine oder mehrere Behörden auf nationaler, 

regionaler oder kommunaler Ebene benennen, die dafür Sorge zu tragen haben, dass alle 

Aspekte der Tunnelsicherheit beachtet werden. 
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(17) Die Durchführung dieser Richtlinie erfordert einen flexiblen und abgestuften Zeitplan. Da-

mit soll ermöglicht werden, dass die dringendsten Arbeiten ohne wesentliche Beeinträchti-

gungen des Verkehrssystems oder Engpässe bei öffentlichen Bauarbeiten in den Mitglied-

staaten fertig gestellt werden. 

 

(18) Die Kosten für die Modernisierung bestehender Tunnel sind, vor allem geografisch bedingt, 

je nach Mitgliedstaat sehr unterschiedlich, so dass Mitgliedstaaten, in denen die Tunnel-

dichte wesentlich über dem europäischen Durchschnitt liegt, die Möglichkeit haben sollten, 

die für die Einhaltung der Anforderungen dieser Richtlinie notwendigen Modernisierungs-

arbeiten zeitlich zu strecken. 

 

(19) Bei bereits in Betrieb genommenen Tunneln oder Tunneln, deren Entwurf bereits genehmigt 

wurde, die aber nicht innerhalb von 24 Monaten nach Inkrafttreten dieser Richtlinie für den 

Verkehr freigegeben werden, sollten die Mitgliedstaaten die Möglichkeit erhalten, die An-

nahme risikomindernder Maßnahmen als Alternative zu den Anforderungen der Richtlinie 

zu akzeptieren, wenn die Kosten für bauliche Maßnahmen unangemessen hoch sind. 

 

(20) Zur Verbesserung der Tunnelsicherheit sind weitere technische Fortschritte erforderlich. Für 

die Anpassung der Anforderungen dieser Richtlinie an den technischen Fortschritt durch die 

Kommission sollte ein Verfahren eingeführt werden. Dieses Verfahren sollte auch bei der 

Verabschiedung einer harmonisierten Methode der Risikoanalyse zur Anwendung kommen. 

 

(21) Die für die Durchführung dieser Richtlinie erforderlichen Maßnahmen sollten gemäß dem 

Beschluss des Rates 1999/468/EG vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die 

Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse 1 erlassen werden. 

                                                 
1  ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23. 
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(22) Um die Arbeiten auf Gemeinschaftsebene aufeinander abzustimmen und so Verkehrsbeein-

trächtigungen zu reduzieren, sollten die Mitgliedstaaten der Kommission einen Bericht über 

die von ihnen beabsichtigten Maßnahmen zur Erfüllung der Anforderungen dieser Richtlinie 

vorlegen. 

 

(23) Ist bei einem Tunnel, der sich in der Planungs- oder Bauphase befindet, aufgrund der Anfor-

derungen dieser Richtlinie der Bau einer zweiten Tunnelröhre erforderlich, sollte diese zu 

bauende zweite Tunnelröhre als neuer Tunnel gelten. Das Gleiche gilt, wenn aufgrund der 

Anforderungen dieser Richtlinie neue, gesetzlich vorgeschriebene Planfeststellungs-

verfahren eröffnet werden müssen, einschließlich der Anhörungen zur Erteilung einer 

Baugenehmigung für alle hiermit verbundenen Maßnahmen. 

 

(24) In den geeigneten Gremien sollten weitere Arbeiten durchgeführt werden, damit eine weit 

gehende Harmonisierung von Verkehrszeichen und Piktogrammen auf 

Wechselverkehrszeichen in Tunneln erreicht wird. Die Mitgliedstaaten sollten aufgefordert 

werden, die Nutzer-Schnittstelle für alle Tunnel in ihrem Hoheitsgebiet zu harmonisieren. 

 

(25) Die Mitgliedstaaten sollten aufgefordert werden, für Straßentunnel in ihrem Hoheitsgebiet, 

die nicht Teil des transeuropäischen Straßennetzes sind und folglich nicht in den Anwen-

dungsbereich dieser Richtlinie fallen, vergleichbare Sicherheitsniveaus zu gewährleisten. 

 

(26) Die Mitgliedstaaten sollten aufgefordert werden, einzelstaatliche Bestimmungen auszu-

arbeiten, die auf ein höheres Sicherheitsniveau in Tunneln abzielen – 

 
HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
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Artikel 1 

Gegenstand und Anwendungsbereich 

 

(1)  Ziel dieser Richtlinie ist die Sicherstellung eines Mindestsicherheitsniveaus für 

Straßennutzer in Tunneln des transeuropäischen Straßennetzes durch die Verhütung kritischer Er-

eignisse, die eine Gefahr für Menschenleben, Umwelt und Tunnelbetriebsanlagen darstellen, sowie 

durch den Schutz im Falle von Unfällen. 

 

(2)  Diese Richtlinie gilt für alle Tunnel des transeuropäischen Straßennetzes mit einer 

Länge von mehr als 500 m, unabhängig davon, ob sie sich im Betrieb, im Bau oder in der Pla-

nungsphase befinden. 

 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

 

1. "transeuropäisches Straßennetz" das in Anhang I Abschnitt 2 der Entscheidung 

Nr. 1692/96/EG ausgewiesene und auf Karten dargestellte und/oder in Anhang II jener 

Entscheidung beschriebene Straßennetz; 

 

2. "Einsatzdienste" alle örtlichen - öffentlichen wie privaten - Dienste oder Tunnelbedienstete, 

die bei einem Unfall Hilfe leisten, einschließlich Polizei, Feuerwehr und Rettungsdienste; 

 

3. "Tunnellänge" die Länge des längsten Fahrstreifens, gemessen im Bereich des völlig 

geschlossenen Tunnelabschnitts. 
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Artikel 3 

Sicherheitsmaßnahmen 

 

(1)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in ihrem Hoheitsgebiet gelegenen und von 

dieser Richtlinie betroffenen Tunnel die sicherheitsbezogenen Mindestanforderungen gemäß 

Anhang I erfüllen. 

 

(2)  Wenn bestimmte, in Anhang I festgelegte bauliche Anforderungen nur durch technische 

Lösungen erfüllt werden können, die nicht oder nur zu unverhältnismäßig hohen Kosten ver-

wirklicht werden können, kann die Verwaltungsbehörde im Sinne des Artikels 4 die Durchführung 

risikomindernder Maßnahmen als Alternative zu diesen Anforderungen akzeptieren, sofern diese 

Alternativmaßnahmen zu einem gleichwertigen oder höheren Schutzniveau führen. Die Wirksam-

keit dieser Maßnahmen wird anhand einer Risikoanalyse gemäß Artikel 13 nachgewiesen. Die Mit-

gliedstaaten teilen der Kommission unter Angabe von Gründen mit, welche risikomindernden 

Alternativmaßnahmen sie akzeptieren. Tunnel, die sich in der Planungsphase gemäß Artikel 9 

befinden, sind von den Bestimmungen dieses Absatzes ausgenommen. 

 

(3)  Die Mitgliedstaaten können strengere Vorschriften erlassen, sofern diese mit dieser 

Richtlinie in Einklang stehen. 

 

Artikel 4 

Verwaltungsbehörde 

 

(1)  Die Mitgliedstaaten benennen eine oder mehrere Verwaltungsbehörden, im Folgenden 

"Verwaltungsbehörde" genannt, die dafür zu sorgen hat, dass sämtliche die Sicherheit eines Tunnels 

betreffenden Anforderungen eingehalten werden, und die die erforderlichen Bestimmungen erlässt, 

um die Einhaltung dieser Richtlinie sicherzustellen. 
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(2)  Die Verwaltungsbehörde kann auf nationaler, regionaler oder kommunaler Ebene einge-

richtet werden. 

 

(3)  Für jeden Tunnel des transeuropäischen Straßennetzes, der im Hoheitsgebiet nur eines 

Mitgliedstaats liegt, ist jeweils nur eine einzige Verwaltungsbehörde zuständig. Für jeden Tunnel, 

der im Hoheitsgebiet zweier Mitgliedstaaten liegt, benennt entweder jeder der betroffenen Mitglied-

staaten eine Verwaltungsbehörde oder benennen die beiden Mitgliedstaaten eine gemeinsame Ver-

waltungsbehörde. Falls es zwei unterschiedliche Verwaltungsbehörden gibt, ist für die Entschei-

dungen, die jede einzelne Behörde in Wahrnehmung ihrer jeweiligen, auf die Tunnelsicherheit be-

zogenen Befugnisse und Verantwortungsbereiche trifft, die vorherige Zustimmung der anderen Be-

hörde erforderlich. 

 

(4)  Die Verwaltungsbehörde nimmt Tunnel gemäß Anhang II in Betrieb. 

 

(5)  Unbeschadet weiterer einschlägiger einzelstaatlicher Bestimmungen auf nationaler 

Ebene ist die Verwaltungsbehörde befugt, den Tunnelbetrieb auszusetzen oder einzuschränken, 

wenn die Sicherheitsanforderungen nicht erfüllt sind. Sie legt dabei die Bedingungen fest, unter 

denen der normale Verkehrsbetrieb wieder aufgenommen werden kann. 

 

(6)  Die Verwaltungsbehörde stellt sicher, dass folgende Aufgaben erfüllt werden: 

 

a) regelmäßige Tests und Inspektionen der Tunnel sowie die Erstellung diesbezüglicher Sicher-

heitsanforderungen; 

 

b) Einführung organisatorischer und betrieblicher Abläufe für die Ausbildung und Ausrüstung 

der Einsatzdienste (einschließlich der Pläne für den Einsatz im Ereignisfall); 
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c) Festlegung des Verfahrens zur sofortigen Sperrung eines Tunnels im Ereignisfall; 

 

d) Durchführung der erforderlichen risikomindernden Maßnahmen. 

 

(7)  Als Verwaltungsbehörde benannte Stellen, die bereits vor der Benennung nach diesem 

Artikel bestanden haben, können ihre bisherigen Tätigkeiten weiterhin ausüben, sofern sie dieser 

Richtlinie entsprechen. 

 

Artikel 5 

Tunnelmanager 

 

(1)  Für jeden in der Planung, im Bau oder im Betrieb befindlichen Tunnel, der im Hoheits-

gebiet nur eines Mitgliedstaates liegt, bestimmt die Verwaltungsbehörde als Tunnelmanager eine 

öffentliche oder private Stelle, die für das Tunnelmanagement in der jeweiligen Phase verantwort-

lich ist. Diese Aufgaben können von der Verwaltungsbehörde selbst wahrgenommen werden. 

 

(2)  Für Tunnel, die im Hoheitsgebiet zweier Mitgliedstaaten liegen, erkennen die beiden 

Verwaltungsbehörden oder die gemeinsame Verwaltungsbehörde nur eine für den Tunnelbetrieb 

zuständige Stelle an. 

 

(3)  Der Tunnelmanager erstellt über alle erheblichen Störungen und Unfälle, die sich im 

Tunnel ereignen, einen Bericht. Der Bericht wird dem in Artikel 6 vorgesehenen Sicherheitsbeauf-

tragten, der Verwaltungsbehörde und den Einsatzdiensten innerhalb von höchstens einem Monat 

zugeleitet. 
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(4)  Wird ein Untersuchungsbericht angefertigt, in dem die Umstände der in Absatz 3 

genannten Störung bzw. des dort genannten Unfalls analysiert oder die sich daraus ergebenden 

Schlussfolgerungen dargelegt werden, so leitet der Tunnelmanager diesen Bericht spätestens einen 

Monat, nachdem er ihn selbst erhalten hat, an den Sicherheitsbeauftragten, die Verwaltungsbehörde 

und die Einsatzdienste weiter. 

 

Artikel 6 

Sicherheitsbeauftragter 

 

(1)  Der Tunnelmanager ernennt für jeden Tunnel einen Sicherheitsbeauftragten, der zuvor 

von der Verwaltungsbehörde anerkannt sein muss und der sämtliche Präventiv- und Sicherungs-

maßnahmen koordiniert, um die Sicherheit der Nutzer und des Betriebspersonals sicherzustellen. 

Der Sicherheitsbeauftragte kann ein Angehöriger des Tunnelpersonals oder der Einsatzdienste sein; 

er ist in allen die Sicherheit von Straßentunneln betreffenden Fragen unabhängig und diesbezüglich 

an keine Weisungen des Arbeitgebers gebunden. Ein Sicherheitsbeauftragter kann seine Aufgaben 

und Funktionen in mehreren Tunneln einer Region wahrnehmen. 

 

(2)  Der Sicherheitsbeauftragte nimmt die folgenden Aufgaben und Funktionen wahr: 

 

a) er stellt die Koordinierung mit den Einsatzdiensten sicher und wirkt an der Ausarbeitung von 

Betriebsabläufen mit; 

 

b) er wirkt an der Planung, Durchführung und Bewertung von Einsätzen im Ereignisfall mit; 

 

c) er wirkt an der Ausgestaltung von Sicherheitsprogrammen und an der Festlegung von Spezifi-

kationen für bauliche Einrichtungen, Ausstattung und Betrieb sowohl bei neuen Tunneln als 

auch in Bezug auf den Umbau bestehender Tunnel mit; 
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d) er vergewissert sich, dass das Betriebspersonal und die Einsatzdienste geschult werden und er 

wirkt an der Organisation von Übungen mit, die regelmäßig abgehalten werden; 

 

e) er erteilt fachlichen Rat hinsichtlich der Abnahme baulicher Einrichtungen, der Ausstattung 

und des Betriebs von Tunneln; 

 

f) er vergewissert sich, dass die baulichen Einrichtungen und die Ausstattung von Tunneln 

instand gehalten und repariert werden; 

 

g) er wirkt an der Auswertung erheblicher Störungen oder Unfälle gemäß Artikel 5 Absätze 3 

und 4 mit. 

Artikel 7 

Untersuchungsstelle 

 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Untersuchungsstellen Inspektionen, Bewertungen und 

Prüfungen durchführen. Diese Aufgaben können von der Verwaltungsbehörde selbst wahrgenom-

men werden. Eine Untersuchungsstelle, die Inspektionen, Bewertungen und Prüfungen durchführt, 

muss über ein hohes Maß an Sachkunde und über qualitativ hochwertige Verfahren verfügen; sie 

muss vom Tunnelmanager funktional unabhängig sein. 

 

Artikel 8 

Meldung der Verwaltungsbehörde 

 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis zum ... * Namen und Anschrift der Verwaltungs-

behörde mit. Sie teilen eventuelle spätere Änderungen dieser Angaben innerhalb einer Frist von drei 

Monaten mit. 

                                                 
*  24 Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie. 



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 167/ 
_______________________________________________________________________________ 
 

 

51

Artikel 9 

Tunnel, deren Entwurf noch nicht genehmigt wurde 

 

(1)  Tunnel, deren Entwurf nicht bis zum [...] * von der zuständigen Behörde genehmigt 

wurde, fallen in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie. 

 

(2)  Die Inbetriebnahme dieser Tunnel erfolgt nach dem Verfahren des Anhangs II. 

 

Artikel 10 

Tunnel, deren Entwurf bereits genehmigt wurde, die aber noch nicht für den Verkehr freigegeben 

wurden 

 

(1)  Die Verwaltungsbehörde bewertet Tunnel, deren Entwurf bereits genehmigt wurde, die 

aber bis zum ...* nicht für den allgemeinen Verkehr freigegeben sind, hinsichtlich ihrer Konformität 

mit den Anforderungen dieser Richtlinie unter besonderer Berücksichtigung der 

Sicherheitsdokumentation gemäß Anhang II. 

 

(2)  Stellt die Verwaltungsbehörde fest, dass ein Tunnel den Bestimmungen dieser Richt-

linie nicht entspricht, so teilt sie dem Tunnelmanager mit, dass geeignete Maßnahmen zur Erhöhung 

der Sicherheit getroffen werden müssen, und unterrichtet den Sicherheitsbeauftragten hierüber. 

 

(3)  Die Inbetriebnahme dieses Tunnels erfolgt nach dem Verfahren des Anhangs II. 

                                                 
*  24 Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie. 
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Artikel 11 

In Betrieb genommene Tunnel 

 

(1)  Die Verwaltungsbehörde bewertet Tunnel, die am ...* bereits für den allgemeinen 

Verkehr freigegeben sind, bis zum ... **  hinsichtlich ihrer Konformität mit den Anforderungen 

dieser Richtlinie unter besonderer Berücksichtigung der Sicherheitsdokumentation gemäß 

Anhang II und anhand einer Inspektion. 

 

(2)  Der Tunnelmanager unterbreitet der Verwaltungsbehörde erforderlichenfalls einen Vor-

schlag mit einem Plan zur Anpassung des Tunnels an die Bestimmungen dieser Richtlinie und mit 

einer Beschreibung der von ihm beabsichtigten Maßnahmen zur Mängelbeseitigung. 

 

(3)  Die Verwaltungsbehörde genehmigt die Maßnahmen zur Mängelbeseitigung oder ver-

langt deren Änderung. 

 

(4)  Umfassen die Maßnahmen zur Mängelbeseitigung wesentliche bauliche oder betrieb-

liche Änderungen, wird, sobald diese Maßnahmen ergriffen wurden, ein Verfahren nach Anhang II 

durchgeführt. 

 

(5)  Die Mitgliedstaaten legen der Kommission bis zum ... *** einen Bericht vor, in dem sie 

ihre Pläne im Hinblick auf die Beachtung der Anforderungen dieser Richtlinie sowie die beabsich-

tigten Maßnahmen darlegen und gegebenenfalls zu den Konsequenzen Stellung nehmen, die sich 

aus der Öffnung oder Schließung der wichtigsten Tunnelzufahrtsstraßen ergeben. Die Kommission 

kann zu dem Zeitplan, in dem die erforderlichen Arbeiten zur Erfüllung der Anforderungen dieser 

Richtlinie dargelegt sind, Stellung nehmen, um die Verkehrsbeeinträchtigungen auf europäischer 

Ebene auf ein Mindestmaß zu beschränken. 

                                                 
*  24 Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie. 
** 30 Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie. 
***  36 Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie. 
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(6)  Die Modernisierung von Tunneln erfolgt nach einem Zeitplan; sie wird bis zum ... * 

abgeschlossen. 

 

(7)  Die Mitgliedstaaten können die Fristen nach Absatz 6 um 5 Jahre verlängern, sofern das 

Verhältnis der Gesamtröhrenlänge der bestehenden Tunnel zur Gesamtlänge des in ihrem 

Hoheitsgebiet liegenden Teils des transeuropäischen Straßennetzes den europäischen Durchschnitt 

übersteigt. 

 

Artikel 12 

Wiederkehrende Inspektionen 

 

(1)  Die Verwaltungsbehörde vergewissert sich, dass von der Untersuchungsstelle regel-

mäßige Inspektionen durchgeführt werden, um sicherzustellen, dass alle unter diese Richtlinie fal-

lenden Tunnel mit deren Bestimmungen in Einklang stehen. 

 

(2)  Zwischen zwei aufeinander folgenden Inspektionen eines Tunnels dürfen nicht mehr als 

sechs Jahre liegen. 

 

(3)  Stellt die Verwaltungsbehörde aufgrund des Berichts der Untersuchungsstelle fest, dass 

ein Tunnel nicht den Vorgaben dieser Richtlinie entspricht, so teilt sie dem Tunnelmanager und 

dem Sicherheitsbeauftragten mit, dass Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit des Tunnels 

ergriffen werden müssen. Die Verwaltungsbehörde legt die Auflagen für den weiteren Tunnel-

betrieb oder für die Wiederinbetriebnahme des Tunnels, die bis zum Abschluss der Maßnahmen zur 

Mängelbeseitigung gelten, sowie weitere zweckdienliche Beschränken oder Bedingungen fest. 

 

                                                 
*  10 Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie. 
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(4)  Umfassen die Maßnahmen zur Mängelbeseitigung wesentliche bauliche oder betrieb-

liche Änderungen, wird, sobald diese Maßnahmen durchgeführt wurden, der Tunnel einem erneuten 

Verfahren für die Genehmigung zur Inbetriebnahme gemäß Anhang II unterzogen. 

 

Artikel 13 

Risikoanalyse 

 

(1)  Gegebenenfalls erforderliche Risikoanalysen werden von einer Stelle durchgeführt, die 

funktional vom Tunnelmanager unabhängig ist. Der Inhalt und die Ergebnisse der Risikoanalyse 

sind in die Sicherheitsdokumentation aufzunehmen, die der Verwaltungsbehörde vorgelegt wird. In 

einer Risikoanalyse werden die Risiken für einen bestimmten Tunnel unter Berücksichtigung aller 

sicherheitsrelevanten planerischen und verkehrlichen Faktoren untersucht, insbesondere 

Verkehrsmerkmale, Tunnellänge, Verkehrsart und Tunnelgeometrie sowie das prognostizierte 

tägliche Aufkommen an Schwerverkehr. 

 

(2)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass auf nationaler Ebene eine präzise, genau defi-

nierte und optimaler Praxis entsprechende Methodik angewandt wird, und setzen die Kommission 

über die angewandte Methodik in Kenntnis, die ihrerseits diese Information den anderen Mitglied-

staaten in elektronischer Form zur Verfügung stellt. 

 

(3)  Die Kommission veröffentlicht bis zum ... * einen Bericht über die in den Mitglied-

staaten angewandte Praxis. Sie unterbreitet erforderlichenfalls Vorschläge zur Festlegung einer 

gemeinsamen harmonisierten Methodik für Risikoanalysen nach dem in Artikel 17 Absatz 2 

genannten Verfahren. 

                                                 
*  Fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie. 
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Artikel 14 

Ausnahmen für innovative Technik 

 

(1)  Die Verwaltungsbehörde kann auf einen ordnungsgemäß dokumentierten Antrag des 

Tunnelmanagers hin Ausnahmen von den Anforderungen dieser Richtlinie gewähren, um den 

Einbau und die Verwendung innovativer Sicherheitseinrichtungen oder die Verwendung 

innovativer Sicherheitsverfahren zu ermöglichen, die im Vergleich zum heutigen Stand der 

Technik, der den Vorgaben dieser Richtlinie zugrunde liegt, einen gleichwertigen oder höheren 

Schutz bieten. 

 

(2)  Beabsichtigt die Verwaltungsbehörde die Gewährung einer Ausnahme, so richtet der 

betreffende Mitgliedstaat zuvor einen Antrag auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung an die 

Kommission, der den ursprünglichen Antrag sowie die Stellungnahme der Untersuchungsstelle ent-

hält. 

 

(3)  Die Kommission gibt den Antrag den anderen Mitgliedstaaten innerhalb eines Monats 

nach dessen Eingang bekannt. 

 

(4)  Wenn weder die Kommission noch ein Mitgliedstaat innerhalb von drei Monaten Ein-

wände geltend macht, gilt die Ausnahme als gebilligt; die Kommission unterrichtet die Mitglied-

staaten entsprechend. 

 

(5)  Wenn Einwände vorgebracht werden, legt die Kommission nach dem in Artikel 17 

Absatz 2 genannten Verfahren einen Vorschlag vor. Im Falle einer abschlägigen Entscheidung 

gewährt die Verwaltungsbehörde die Ausnahme nicht. 
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(6)  Nach einer Prüfung nach dem in Artikel 17 Absatz 2 genannten Verfahren kann eine 

Übertragung dieser Ausnahmegenehmigung auf andere Tunnel gestattet werden. 

 

(7)  Sofern die vorgelegten Anträge auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung dies recht-

fertigen, veröffentlicht die Kommission einen Bericht über die in den Mitgliedstaaten angewandte 

Praxis und legt erforderlichenfalls Vorschläge zur Änderung dieser Richtlinie vor. 

 

Artikel 15 

Berichterstattung 

 

(1)  Die Mitgliedstaaten erstellen alle zwei Jahre Berichte über Brände in Tunneln und über 

Unfälle, die eindeutig die Sicherheit von Straßennutzern im Tunnel gefährden, sowie über deren 

Häufigkeit und die Ursachen; sie werten diese Vorkommnisse aus und machen Angaben zur tat-

sächlichen Bedeutung und Wirksamkeit von Sicherheitseinrichtungen und -maßnahmen. Die Be-

richte werden der Kommission von den Mitgliedstaaten bis Ende September des auf den Berichts-

zeitraum folgenden Jahres übermittelt. Die Kommission stellt die Berichte allen Mitgliedstaaten zur 

Verfügung. 

 

(2)  Die Mitgliedstaaten stellen einen Plan auf, der einen Zeitplan für die schrittweise 

Anwendung dieser Richtlinie auf bereits in Betrieb befindliche Tunnel im Sinne des Artikels 11 

umfasst und teilen ihn der Kommission bis zum ... * mit. Anschließend unterrichten die Mitglied-

staaten die Kommission bis zum Ende des Zeitraums nach Artikel 11 Absätze 6 und 7 alle zwei 

Jahre über den Stand der Durchführung des Plans und über etwaige Änderungen des Plans. 

 

                                                 
*  30 Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie. 
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Artikel 16 

Anpassung an den technischen Fortschritt 

 

Die Kommission passt die Anhänge dieser Richtlinie nach dem in Artikel 17 Absatz 2 genannten 

Verfahren an den technischen Fortschritt an. 

 

Artikel 17 

Ausschussverfahren 

 

(1)  Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 

 

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 5 und 7 des Beschlus-

ses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8. 

 

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG wird auf drei Monate 

festgesetzt. 

 

(3)  Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 

Artikel 18 

Umsetzung 

 

(1)  Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erfor-

derlich sind, um dieser Richtlinie bis zum ... * nachzukommen. Sie übermitteln der Kommission 

unverzüglich den Wortlaut dieser Vorschriften sowie eine Entsprechungstabelle mit einer Zu-

ordnung dieser Vorschriften zu denen der vorliegenden Richtlinie. 

                                                 
*  24 Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie. 
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(2)  Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften 

selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die 

Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

 

Artikel 19 

Inkrafttreten 

 

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

 

Artikel 20 

 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

 

 

Geschehen zu Straßburg am 29.4.2004. 

 

 

 

 Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 

 Der Präsident Der Präsident 

  P. COX        M. McDOWELL  
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ANHANG I 

 

Sicherheitsmaßnahmen gemäß Artikel 3 

 

1. ENTSCHEIDUNGSGRUNDLAGE FÜR SICHERHEITSMASSNAHMEN 

 

1.1. Sicherheitsparameter 

 

1.1.1. Die in einem Tunnel durchzuführenden Sicherheitsmaßnahmen werden unter systematischer 

Berücksichtigung aller Aspekte des durch die Infrastruktur, den Betrieb, die Nutzer und die 

Fahrzeuge gebildeten Systems bestimmt. 

 

1.1.2. Folgende Parameter sind zu berücksichtigen: 

– Tunnellänge, 

– Anzahl der Tunnelröhren, 

– Anzahl der Fahrstreifen, 

– Querschnittsgeometrie, 

– Trassierung, 

– Bauart, 

– Richtungsverkehr oder Gegenverkehr, 

– Verkehrsaufkommen je Tunnelröhre (einschließlich der zeitlichen Verteilung), 

– Gefahr täglicher oder saisonaler Staubildung, 

– Zugriffszeit der Einsatzdienste, 

– Vorkommen und Anteil des Lkw-Verkehrs, 

– Vorkommen, Anteil und Art des Gefahrgutverkehrs, 

– Merkmale der Zufahrtsstraßen, 

– Fahrstreifenbreite, 

– geschwindigkeitsbezogene Aspekte, 

– geografische und meteorologische Verhältnisse. 
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1.1.3. Weist ein Tunnel hinsichtlich der genannten Parameter eine besondere Charakteristik auf, ist 

eine Risikoanalyse gemäß Artikel 13 durchzuführen, um festzustellen, ob zur Sicherstellung 

eines hohen Sicherheitsniveaus im Tunnel zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen und/oder wei-

tere Ausrüstungen erforderlich sind. Bei dieser Risikoanalyse sind die beim Betrieb des Tun-

nels möglicherweise auftretenden Unfälle, die für die Sicherheit der Tunnelnutzer eindeutig 

von Belang sind, sowie Art und Umfang ihrer möglichen Folgen zu berücksichtigen. 

 

1.2. Mindestanforderungen 

 

1.2.1. Zur Sicherstellung eines Mindestsicherheitsniveaus in allen von dieser Richtlinie betroffenen 

Tunneln werden zumindest die in den nachstehenden Abschnitten geforderten Sicherheits-

maßnahmen durchgeführt. Begrenzte Abweichungen von diesen Anforderungen können 

gestattet werden, sofern das folgende Verfahren mit einem positiven Ergebnis abgeschlossen 

wurde: Die Mitgliedstaaten oder die Verwaltungsbehörde übermitteln der Kommission 

Angaben zu folgenden Punkten: 

 

– in Betracht gezogene begrenzte Abweichung(en); 

 

– zwingende Gründe für die in Betracht gezogene begrenzte Abweichung; 

 

– risikomindernde Alternativmaßnahmen, die zum Einsatz kommen oder verstärkt wer-

den, um ein mindestens gleichwertiges Sicherheitsniveau sicherzustellen, einschließlich 

des Nachweises hierfür in Form einer Analyse der relevanten Risiken. 

 

Die Kommission leitet diesen Antrag auf Genehmigung einer begrenzten Abweichung so 

schnell wie möglich, spätestens jedoch einen Monat, nachdem sie ihn erhalten hat, an die 

Mitgliedstaaten weiter. 
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Wenn weder die Kommission noch ein Mitgliedstaat innerhalb von drei Monaten nach Ein-

gang des Antrags bei der Kommission Einwände geltend macht, gilt die begrenzte Abwei-

chung als gebilligt; die Kommission unterrichtet alle Mitgliedstaaten entsprechend. Wenn 

Einwände vorgebracht werden, legt die Kommission nach dem in Artikel 17 Absatz 2 

genannten Verfahren einen Vorschlag vor. Im Falle einer abschlägigen Entscheidung ist die 

begrenzte Abweichung nicht gestattet. 

 

1.2.2. Damit alle Tunnel, die von dieser Richtlinie betroffen sind, eine einheitliche Nutzer-

Schnittstelle aufweisen, ist in Bezug auf die Gestaltung der Sicherheitseinrichtungen, die den 

Tunnelnutzern zur Verfügung stehen, keine Abweichung von den in den nachstehenden 

Abschnitten festgelegten Anforderungen gestattet (Notrufstationen, Beschilderung, Nothalte- 

bzw. Pannenbuchten, Notausgänge und, soweit erforderlich, Verkehrsfunkanlagen). 

 

1.3. Verkehrsaufkommen 

 

1.3.1. Der Begriff "Verkehrsaufkommen" bezeichnet im Rahmen dieses Anhangs den im Jahres-

durchschnitt ermittelten täglichen Tunneldurchgangsverkehr je Fahrstreifen. Für die Ermitt-

lung des Verkehrsaufkommens wird jedes Kraftfahrzeug als eine Einheit gerechnet. 

 

1.3.2. Wenn die Anzahl des Schwerverkehrs über 3,5 Tonnen das im Jahresdurchschnitt ermittelte 

tägliche Verkehrsaufkommen um mehr als 15 % übersteigt oder das saisonale tägliche 

Verkehrsaufkommen das im Jahresdurchschnitt ermittelte tägliche Verkehrsaufkommen 

deutlich übersteigt, wird das entsprechende zusätzliche Risiko einer Bewertung unterzogen 

und in der Weise berücksichtigt, dass der Wert für das Verkehrsaufkommen des Tunnels im 

Rahmen der Anwendung der nachstehenden Abschnitte entsprechend angehoben wird. 
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2. Infrastrukturbezogene Maßnahmen 

 

2.1. Zahl der Tunnelröhren und Fahrstreifen 

 

2.1.1. Hauptentscheidungskriterien für den Bau eines Einröhrentunnels oder eines Doppelröhren-

tunnels sind das prognostizierte Verkehrsaufkommen und die Sicherheit, wobei Aspekte wie 

der Anteil des Schwerverkehrs, die Steigung und die Tunnellänge zu berücksichtigen sind. 

 

2.1.2. Wenn bei Tunneln, die sich in der Planungsphase befinden, eine 15-Jahres-Prognose des Ver-

kehrsaufkommens zeigt, dass das Verkehrsaufkommen 10 000 Fahrzeuge je Tag und Fahr-

streifen übersteigen wird, muss auf jeden Fall zu dem Zeitpunkt, an dem dieser Wert über-

schritten wird, ein Doppelröhrentunnel mit Richtungsverkehr vorhanden sein. 

 

2.1.3. Mit Ausnahme der Seitenstreifen ist innerhalb und außerhalb des Tunnels die gleiche Anzahl 

Fahrstreifen beizubehalten. Jegliche Änderung der Anzahl der Fahrstreifen muss in 

hinreichender Entfernung vor dem Tunnelportal erfolgen; diese Entfernung muss mindestens 

der Entfernung entsprechen, die ein Fahrzeug mit der zulässigen Höchstgeschwindigkeit in 

10 Sekunden zurücklegt. Wenn diese Entfernung aufgrund geografischer Gegebenheiten nicht 

eingehalten werden kann, sind zusätzliche und/oder verstärkte Maßnahmen zur Verbesserung 

der Sicherheit zu treffen. 

 

2.2. Tunnelgeometrie 

 

2.2.1. Bei der Auslegung der Querschnittsgeometrie und der Trassierung eines Tunnels und seiner 

Zufahrtsstraßen sind die Sicherheitsaspekte besonders zu berücksichtigen, da diese Parameter 

einen großen Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit und die Schwere von Unfällen haben. 
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2.2.2. Längsgefälle von mehr als 5 % sind in neuen Tunneln nicht zulässig, es sei denn, dies ist auf-

grund der geografischen Gegebenheiten unvermeidlich. 

 

2.2.3. In Tunneln mit einem Gefälle über 3 % sind ausgehend von einer Risikoanalyse zusätzliche 

und/oder verstärkte Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit zu treffen. 

 

2.2.4. Beträgt die Breite der Spur für langsamfahrende Fahrzeuge weniger als 3,5 m und ist 

Schwerverkehr zugelassen, so sind ausgehend von einer Risikoanalyse zusätzliche und/oder 

verstärkte Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit zu treffen. 

 

2.3. Fluchtwege und Notausgänge 

 
2.3.1. In neuen Tunneln, die über keinen Seitenstreifen verfügen, sind - erhöhte oder nicht erhöhte - 

Notgehwege vorzusehen, die von den Tunnelnutzern bei Pannen oder Unfällen benutzt 

werden können. Diese Bestimmung gilt nicht, wenn die baulichen Merkmale des Tunnels dies 

nicht oder nur zu unverhältnismäßig hohen Kosten ermöglichen und es sich bei dem Tunnel 

um einen Richtungsverkehrstunnel handelt, der mit einer Dauerüberwachungsanlage und 

einem System zur Fahrstreifensperrung ausgerüstet ist. 
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2.3.2. In bestehenden Tunneln, die weder über einen Seitenstreifen noch über einen Notgehweg 

verfügen, sind zusätzliche und/oder verstärkte Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit 

zu treffen. 

 
2.3.3. Notausgänge ermöglichen es, dass die Tunnelnutzer bei Unfall oder Brand den Tunnel ohne 

ihre Fahrzeuge über die Notausgänge verlassen und einen sicheren Bereich erreichen können 

und dass die Einsatzdienste auch zu Fuß in den Tunnel gelangen können. Solche Notausgänge 

sind beispielsweise: 

 

– direkte Ausgänge vom Tunnel ins Freie; 

 

– Querverbindungen zwischen Tunnelröhren; 

 

– Ausgänge zu einem Fluchtstollen; 

 

– Schutzräume mit einem von der Tunnelröhre getrennten Fluchtweg. 

 
2.3.4. Schutzräume ohne Ausgang zu einem Fluchtweg ins Freie dürfen nicht gebaut werden. 

 
2.3.5. Notausgänge sind dann vorzusehen, wenn eine Analyse der betreffenden Risiken einschließ-

lich der Rauchbildungs- und -ausbreitungsgeschwindigkeit unter örtlichen Gegebenheiten 

zeigt, dass die Lüftung und andere Sicherheitsvorkehrungen nicht ausreichen, um die Sicher-

heit der Straßennutzer sicherzustellen. 

 
2.3.6. In neuen Tunneln, deren Verkehrsaufkommen 2 000 Fahrzeuge je Fahrstreifen übersteigt, sind 

auf jeden Fall Notausgänge einzurichten. 
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2.3.7. Im Falle von bestehenden Tunneln von mehr als 1 000 m Länge, deren Verkehrsaufkommen 

2 000 Fahrzeuge je Fahrstreifen übersteigt, sind die Machbarkeit und die Wirksamkeit der 

Einrichtung neuer Notausgänge zu untersuchen. 

 

2.3.8. Sofern Notausgänge vorhanden sind, darf der Abstand zwischen zwei Notausgängen 500 m 

nicht übersteigen. 

 
2.3.9. Geeignete Vorkehrungen, beispielsweise Türen, müssen die Ausbreitung von Rauch und 

Hitze in die über die Notausgänge zugänglichen Fluchtwege verhindern, damit die Tunnel-

nutzer sicher ins Freie gelangen können und den Einsatzdiensten der Zugang zum Tunnel 

möglich ist. 

 
2.4. Zugang für Einsatzdienste 

 
2.4.1. In Doppelröhrentunneln, deren Tunnelröhren höhengleich oder nahezu höhengleich verlaufen, 

ist mindestens alle 1 500 m eine von den Einsatzdiensten nutzbare Querverbindung zwischen 

den beiden Röhren vorzusehen. 

 
2.4.2. Soweit die geografischen Gegebenheiten dies zulassen, muss außerhalb eines Doppel-

röhrentunnels oder eines Tunnels mit mehreren Röhren an jedem Tunnelportal der die Rich-

tungsfahrbahnen trennende Mittelstreifen überquert werden können. Hierdurch soll den 

Einsatzdiensten ein unmittelbarer Zugang zu jeder Tunnelröhre ermöglicht werden. 

 
2.5. Nothalte- bzw. Pannenbuchten 
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2.5.1. In neuen Gegenverkehrstunneln von mehr als 1 500 m Länge, deren Verkehrsaufkommen 

2 000 Fahrzeuge je Fahrstreifen übersteigt, sind in Abständen von höchstens 1 000 m 

Nothalte- bzw. Pannenbuchten einzurichten, wenn keine Seitenstreifen vorgesehen sind. 

 
2.5.2. Bei bestehenden Gegenverkehrstunneln von mehr als 1 500 m Länge, deren Verkehrs-

aufkommen 2 000 Fahrzeuge je Fahrstreifen übersteigt und die über keine Seitenstreifen ver-

fügen, sind die Machbarkeit und die Wirksamkeit der Einrichtung von Nothalte- bzw. 

Pannenbuchten zu untersuchen. 

 
2.5.3. Wenn die baulichen Merkmale des Tunnels dies nicht oder nur zu unverhältnismäßig hohen 

Kosten ermöglichen, müssen keine Nothalte- bzw. Pannenbuchten vorgesehen werden, wenn 

die mit Fahrzeugen befahrbare Tunnelgesamtbreite - ausgenommen erhöht liegende Teile und 

reguläre Fahrstreifen - mindestens der Breite eines regulären Fahrstreifens entspricht. 

 
2.5.4. Zur Ausrüstung einer Nothalte- bzw. Pannenbucht zählt eine Notrufstation. 

 
2.6. Entwässerung 

 
2.6.1. In Tunneln, in denen der Gefahrguttransport zulässig ist, ist dafür zu sorgen, dass entzünd-

liche und toxische Flüssigkeiten durch im Tunnelprofil vorhandene und angemessen 

dimensionierte Schlitzrinnen oder auf sonstige Weise abgeleitet werden können. Zudem ist 

das Entwässerungssystem so anzulegen und zu warten, dass Feuer und entzündliche und 

toxische Flüssigkeiten sich nicht in der Tunnelröhre ausbreiten oder auf andere Tunnelröhren 

übergreifen können. 
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2.6.2. Können diese Anforderungen in einem bestehenden Tunnel nicht oder nur zu unverhältnis-

mäßig hohen Kosten erfüllt werden, so ist dies ausgehend von einer Analyse der relevanten 

Risiken bei der Entscheidung über die Genehmigung des Gefahrguttransports zu berücksich-

tigen. 

 
2.7. Feuerfestigkeit von baulichen Anlagen 

 

Die Hauptstruktur aller Tunnel, bei denen ein örtlich begrenzter Einsturz der Struktur katas-

trophale Folgen nach sich ziehen kann, z.B. im Falle von Unterwassertunneln oder von 

Tunneln, die den Einsturz wichtiger benachbarter Bauwerke verursachen können, muss eine 

ausreichende Feuerfestigkeit aufweisen. 

 
2.8. Beleuchtung 

 
2.8.1. Für den Normalbetrieb ist eine Beleuchtung vorzusehen, die für die Fahrzeugführer sowohl 

im Einfahrtbereich als auch im Innern des Tunnels bei Tag und Nacht angemessene Sicht-

verhältnisse sicherstellt. 

 
2.8.2. Für Netzausfälle ist eine Notbeleuchtung vorzusehen, die eine minimale Sicht erlaubt und den 

Tunnelnutzern ein Räumen des Tunnels mit ihrem Fahrzeug ermöglicht. 

 

2.8.3. In Notfällen zeigt eine in maximal 1,5 m Höhe anzubringende Fluchtwegbeleuchtung, z.B. 

Brandnotleuchten, den Tunnelnutzern an, wie sie den Tunnel zu Fuß verlassen können. 

 

2.9. Lüftung 



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 167/ 
_______________________________________________________________________________ 
 

 

68

 

2.9.1. Bei Auslegung, Bau und Betrieb des Lüftungssystems ist Folgendes zu berücksichtigen: 

– Kontrolle von Fahrzeugabgasen bei Normal- und Spitzenverkehr; 

– Kontrolle von Fahrzeugabgasen bei einem Verkehrsstau wegen Störung oder Unfall; 

– Kontrolle von Hitze und Rauch im Brandfall. 

 

2.9.2. In Tunneln von mehr als 1 000 m Länge, deren Verkehrsaufkommen 2 000 Fahrzeuge je 

Fahrstreifen übersteigt, ist ein mechanisches Lüftungssystem einzubauen. 

 

2.9.3. In Tunneln mit Gegenverkehr und/oder stockendem Richtungsverkehr dürfen Längslüftungs-

systeme nur verwendet werden, wenn eine Risikoanalyse gemäß Artikel 13 zeigt, dass dies 

annehmbar ist und/oder spezielle Maßnahmen, beispielsweise angemessene Verkehrs-

steuerung, kürzere Abstände zwischen den Notausgängen, Rauchabsaugung in regelmäßigen 

Abständen, getroffen werden. 

 

2.9.4. Quer- und Halbquerlüftungssysteme sind in Tunneln zu verwenden, in denen ein mecha-

nisches Lüftungssystem erforderlich und eine Längslüftung gemäß Abschnitt 2.9.3 nicht 

zulässig ist. Diese Systeme müssen in der Lage sein, den Rauch im Brandfall abzusaugen. 

 

2.9.5. In Gegenverkehrstunneln von mehr als 3 000 m Länge, deren Verkehrsaufkommen 

2 000 Fahrzeuge je Fahrstreifen übersteigt und die über eine Leitstelle und Quer- und/oder 

Halbquerlüftungssysteme verfügen, sind hinsichtlich der Lüftung folgende Mindestmaßnah-

men zu treffen: 

 

– Es sind Luft- und Rauchabzugsklappen einzubauen, die getrennt oder in Gruppen betä-

tigt werden können. 
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– Die Geschwindigkeit des in Längsrichtung verlaufenden Luftstroms ist ständig zu 

überwachen und die Steuerung des Lüftungssystems (Luftklappen, Ventilatoren 

usw.) ist entsprechend anzupassen. 

 

2.10.  Notrufstationen 

 

2.10.1. Notrufstationen sind zur Unterbringung verschiedener Sicherheitsausrüstungen, insbe-

sondere Notruftelefone und Feuerlöscher, vorgesehen, nicht aber zum Schutz der 

Tunnelnutzer vor den Auswirkungen eines Brandes. 

 

2.10.2. Notrufstationen können aus einer Kabine an der Seitenwand oder vorzugsweise aus 

einer Nische in der Seitenwand bestehen. Sie sind mindestens mit einem Notruftelefon 

und zwei Feuerlöschern auszurüsten. 

 

2.10.3. Notrufstationen sind in der Nähe der Tunnelportale und im Tunnelinnern im Abstand 

von höchstens 150 m (neue Tunnel) bzw. 250 m (bestehende Tunnel) vorzusehen.  

 

2.11.  Wasserversorgung 

 

In allen Tunneln ist eine Löschwasserversorgung vorzusehen. In der Nähe der Tunnel-

portale und im Tunnelinnern sind im Abstand von höchstens 250 m Hydranten vorzu-

sehen. Wenn keine Wasserversorgung zur Verfügung steht, ist zwingend zu überprüfen, 

dass mit anderen Mitteln genügend Löschwasser bereitgestellt wird. 
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2.12.  Beschilderung 

 

Alle für die Tunnelnutzer bereitgestellten Sicherheitseinrichtungen sind durch spezielle 

Zeichen zu kennzeichnen. Anhang III enthält die zu verwendenden Zeichen und Schil-

der. 

 

2.13.  Leitstelle 

 

2.13.1. Eine Leitstelle ist für alle Tunnel von mehr als 3 000 m Länge vorzusehen, deren Ver-

kehrsaufkommen 2 000 Fahrzeuge je Fahrstreifen übersteigt. 

 

2.13.2. Die Überwachung mehrerer Tunnel kann von einer zentralen Leitstelle aus 

vorgenommen werden. 

 

2.14.  Überwachungssysteme 

 

2.14.1. In allen Tunneln, die über eine Leitstelle verfügen, ist ein Videoüberwachungssystem 

und ein System zur automatischen Erkennung von Verkehrsstörungen (z.B. stehen 

gebliebene Fahrzeuge) und/oder von Bränden zu installieren. 

 

2.14.2. In allen Tunneln, die über keine Leitstelle verfügen, sind automatische Brandmelde-

systeme zu installieren, wenn der Betrieb mechanischer Rauchabzugslüftungen anders 

als der Automatikbetrieb zur Abgasablüftung erfolgt. 

 

2.15.  Einrichtungen zur Sperrung des Tunnels 
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2.15.1. Bei allen Tunneln von mehr als 1 000 m Länge sind vor den Tunneleinfahrten 

Lichtsignalanlagen anzubringen, damit der Tunnel im Notfall gesperrt werden kann. 

Zusätzliche Vorrichtungen wie Wechselverkehrszeichen und Sperrschranken können 

vorgesehen werden, um die Einhaltung des Einfahrverbots sicherzustellen. 

 

2.15.2. Es wird empfohlen, in allen Tunneln von mehr als 3 000 m Länge, die über eine Leit-

stelle verfügen und deren Verkehrsaufkommen 2 000 Fahrzeuge je Fahrstreifen über-

steigt, in Abständen von höchstens 1 000 m Einrichtungen anzubringen, mit denen Fahr-

zeuge im Notfall angehalten werden können. Diese Einrichtungen umfassen 

Lichtsignalanlagen und eventuell weitere Vorkehrungen wie z.B. Lautsprecher, 

Wechselverkehrszeichen und Sperrschranken. 

 

2.16.  Kommunikationssysteme 

 
2.16.1. In allen Tunneln von mehr als 1 000 m Länge, deren Verkehrsaufkommen 

2 000 Fahrzeuge je Fahrstreifen übersteigt, sind Funkübertragungsanlagen für die 

Einsatzdienste zu installieren. 

 
2.16.2. Sofern eine Leitstelle vorhanden ist und Rundfunksendungen für die Tunnelnutzer 

übertragen werden, muss die Möglichkeit bestehen, diese Sendungen für Sicherheits-

durchsagen zu unterbrechen. 

 
2.16.3. In Schutzräumen und anderen Räumlichkeiten, in denen fliehende Tunnelnutzer warten 

müssen, bevor sie ins Freie gelangen können, sind Lautsprecher für Durchsagen anzu-

bringen. 

 
2.17.  Stromversorgung und elektrische Leitungen 
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2.17.1. Alle Tunnel müssen über eine Notstromversorgung verfügen, die das Funktionieren der 

für die Evakuierung unerlässlichen Sicherheitseinrichtungen sicherstellt, bis alle 

Tunnelnutzer den Tunnel verlassen haben. 

 
2.17.2. Strom-, Mess- und Steuerkreise sind so auszulegen, dass ein Teilausfall, z.B. wegen 

Brand, unbeschädigte Systemteile unbeeinträchtigt lässt. 

 
2.18.  Feuerfestigkeit von Tunnelbetriebseinrichtungen 

 
Der jeweilige Grad der Feuerfestigkeit aller Tunnelbetriebseinrichtungen muss den 

technischen Möglichkeiten Rechnung tragen und auf die Aufrechterhaltung der 

erforderlichen Sicherheitsfunktionen im Brandfall abzielen. 

 
2.19.  Informative Übersichtstabelle zu den Mindestanforderungen 

 
In der nachfolgenden Übersichtstabelle sind die in den vorstehenden Abschnitten ent-

haltenen Mindestanforderungen informativ zusammenfassend dargestellt. Die 

Mindestanforderungen sind die im beschreibenden Teil dieses Anhangs enthaltenen 

Anforderungen. 

 



 

 

 

 obligatorisch für alle Tunnel  
∗     obligatorisch mit Ausnahmen 

 nicht obligatorisch 
☯ empfohlen 

INFORMATIVE ÜBERSICHTSTABELLE 
DER MINDESTANFORDERUNGEN 
 

 Verkehr ≤ 2 000 
Fahrzeuge je Fahr-

streifen 

Verkehr > 2 000 Fahrzeuge je 
Fahrstreifen 

Zusätzliche Bedingungen für die obligatorische 
Anwendung oder Anmerkungen 

   500 -1 000 m > 1 000 m 500 -1 000 m 1 000 -3 000 
m 

> 3 000 m  

Bauliche Maß-
nahmen 

 2 oder mehr Röhren §2.1      Obligatorisch, wenn das Verkehrsaufkommen laut 15-
Jahres-Prognose 10 000 Fahrzeuge je Fahrstreifen über-
steigt. 

 Neigung ≤ 5 % §2.2 ∗ ∗ ∗ ∗ ∗ Obligatorisch, sofern geografisch nicht anders möglich 
 Notgehwege §2.3.1 

§2.3.2 
∗ ∗ ∗ ∗ ∗ Obligatorisch, wenn kein Seitenstreifen vorhanden ist, es sei 

denn, die in Abschnitt 2.3.1 genannten Voraussetzungen 
liegen vor. In bestehenden Tunneln, in denen es weder einen 
Seitenstreifen noch einen Notgehweg gibt, sind 
zusätzliche/verstärkte Maßnahmen zu treffen. 

 Notausgänge mindestens alle 
500 m 

§2.3.3 - 
§2.3.9 

  ∗ ∗ ∗ Die Einrichtung von Notausgängen in bestehenden 
Tunneln ist von Fall zu Fall zu prüfen. 

 Querverbindungen für Ein-
satzdienste mindestens alle 
1 500 m 

§2.4.1   /    /   Obligatorisch in Doppelröhrentunneln > 1 500 m. 

 Überqueren des die Rich-
tungsfahrbahnen trennenden 
Mittelstreifens vor jedem 
Tunnelportal 

§2.4.2      Obligatorisch vor Doppelröhrentunneln oder Tunneln 
mit mehreren Röhren, sofern geografisch möglich. 

 Nothalte- bzw. 
Pannenbuchten mindestens 
alle 1 000 m 

§2.5      /   /  Obligatorisch in neuen Gegenverkehrstunneln > 1 500 m 
ohne Seitenstreifen. In bestehenden Gegenverkehrstunneln > 
1 500 m je nach Analyse. Bei neuen und bestehenden 
Tunneln in Abhängigkeit davon, ob zusätzlich nutzbare 
Tunnelbreite vorhanden ist. 

 Ableitung entzündlicher und 
toxischer Flüssigkeiten 

§2.6 ∗ ∗ ∗ ∗ ∗ Obligatorisch, wenn der Transport von Gefahrgut 
erlaubt ist. 

 Feuerfestigkeit von baulichen 
Anlagen 

§2.7       Obligatorisch, wenn ein örtlich begrenzter Einsturz 
katastrophale Folgen nach sich ziehen kann. 

 



 

 

 

 
INFORMATIVE ÜBERSICHTSTABELLE 
DER MINDESTANFORDERUNGEN 

 Verkehr ≤ 2 000 
Fahrzeuge je Fahr-

streifen 

Verkehr > 2 000 Fahrzeuge je 
Fahrstreifen 

Zusätzliche Bedingungen für die obligatorische 
Anwendung oder Anmerkungen 

   500 -1 000 m > 1 000 m 500 -1 000 m 1 000 -3 000 
m 

> 3 000 m  

 Beleuchtung Allgemeine Beleuchtung   §2.8.1       
 Notbeleuchtung  §2.8.2       
 Brandnotbeleuchtung  §2.8.3       
Lüftung Mechanische Lüftung  §2.9       
 Besondere Bestimmungen für 

(Halb-)Querlüftung 
 §2.9.5      Obligatorisch in Gegenverkehrstunneln, wenn es eine 

Leitstelle gibt. 
Notrufstationen Mindestens alle 150 m  §2.10 ∗ ∗ ∗ ∗ ∗ Ausgestattet mit einem Notruftelefon und 2 Feuer-

löschern. Höchstzulässiger Abstand in bestehenden 
Tunneln: 250 m 

Löschwasser-
versorgung 

Mindestens alle 250 m  §2.11       Falls nicht verfügbar, anderweitige Bereitstellung aus-
reichenden Löschwassers obligatorisch. 

Beschilderung   §2.12      Kennzeichnung aller für die Tunnelnutzer bereit ge-
stellten Sicherheitseinrichtungen (siehe Anhang III). 

Leitstelle   §2.13      Die Überwachung mehrerer Tunnel kann von einer 
zentralen Leitstelle aus erfolgen. 

Überwachungs-
systeme 

Video-Überwachungssystem  §2.14      Obligatorisch, wenn es eine Leitstelle gibt. 

 Automatisches Störfall- 
und/oder Brandmeldesystem 

 §2.14      Mindestens eines der beiden Systeme ist bei Tunneln 
mit einer Leitstelle obligatorisch. 

Einrichtungen 
zur Sperrung des 
Tunnels 

Lichtsignalanlagen vor den 
Tunneleingängen 

 §2.15.1       

 Lichtsignalanlagen im Tunnel 
mindestens alle 1 000 m 

§2.15.2     ☯ Empfohlen in Tunneln > 3 000 m mit einer Leitstelle. 

 



 

 

 

 
INFORMATIVE ÜBERSICHTSTABELLE 
DER MINDESTANFORDERUNGEN 

 Verkehr ≤ 2 000 
Fahrzeuge je Fahr-

streifen 

Verkehr > 2 000 Fahrzeuge 
je Fahrstreifen 

Zusätzliche Bedingungen für die obligatorische 
Anwendung oder Anmerkungen 

   500 -1 000 m > 1 000 m 500 -1 000 m 1 000 -3 000 
m 

> 3 000 m  

Kommunika-
tionssysteme 

Tunnelfunk für Einsatz-
dienste 

 §2.16.1         

 Rundfunk-Sicherheits-
durchsagen für Tunnel-
nutzer 

 §2.16.2       Obligatorisch, wenn Verkehrsfunk für die Tunnel-
nutzer übertragen wird und eine Leitstelle vorhan-
den ist. 

 Lautsprecher in Schutz-
räumen und Ausgängen 

 §2.16.3       Obligatorisch, wenn Tunnelnutzer bei der Evakuie-
rung warten müssen, bevor sie ins Freie gelangen 
können. 

Notstromversorgung  §2.17       Um den Betrieb unentbehrlicher Sicherheitsein-
richtungen zumindest während der Evakuierung 
der Tunnelnutzer sicherzustellen. 

Feuerfestigkeit von Tunnelbetriebs-
einrichtungen 

 §2.18       Mit dem Ziel, die erforderlichen 
Sicherheitsfunktionen aufrecht zu erhalten. 
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3. Maßnahmen des Tunnelbetriebs 

 

3.1. Mittel für den Tunnelbetrieb 

 

Der Tunnelbetrieb ist so zu organisieren und mit geeigneten Mitteln so durchzuführen, dass 

ein ungehinderter, sicherer Verkehrsfluss durch den Tunnel sichergestellt ist. Das Betriebs-

personal sowie das Personal der Einsatzdienste muss eine geeignete Grundschulung und fort-

laufende Schulung erhalten. 

 

3.2. Notfallplanung 

 

Zu allen Tunneln müssen Organisationspläne für den Notfall vorliegen. Im Falle von Tunneln 

mit Einfahrt und Ausfahrt in unterschiedlichen Mitgliedstaaten ist ein einziger, bi-nationaler 

Organisationsplan für den Notfall aufzustellen, der sich auf beide Länder erstreckt. 

 

3.3. Arbeiten in Tunneln 

 

Eine Voll- oder Teilsperrung von Fahrstreifen wegen geplanter Bau- oder Unterhal-

tungsarbeiten muss stets außerhalb des Tunnels beginnen. Hierfür können 

Wechselverkehrszeichen, Lichtsignalanlagen und Sperrschranken verwendet werden. 

 

3.4. Ereignis- und Störfallmanagement 

 

Bei einem ernsten Unfall oder Störfall werden alle betroffenen Tunnelröhren sofort für den 

Verkehr gesperrt. 
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Dies erfolgt durch gleichzeitige Betätigung nicht nur der oben genannten Einrichtungen vor 

den Tunnelportalen, sondern auch der gegebenenfalls im Tunnel vorhandenen Wechsel-

verkehrszeichen, Lichtsignalanlagen und Sperrschranken, damit der gesamte Verkehr 

innerhalb wie außerhalb des Tunnels so schnell wie möglich angehalten werden kann. In 

Tunneln mit einer Länge von weniger als 1 000 m kann die Sperrung auf andere Weise 

erfolgen. Der Verkehr ist so zu lenken, dass die nicht betroffenen Fahrzeuge den Tunnel rasch 

verlassen können. 

 

Die bei einem Störfall in einem Tunnel bis zum Eintreffen der Einsatzdienste benötigte Zeit 

muss so kurz wie möglich sein; sie ist bei periodisch abzuhaltenden Übungen zu messen. Sie 

kann außerdem während eines Störfalls gemessen werden. Bei größeren Gegenverkehrs-

tunneln mit hohem Verkehrsaufkommen ist im Rahmen einer Risikoanalyse gemäß Artikel 13 

zu ermitteln, ob die Stationierung von Einsatzdiensten an den beiden Tunnelportalen erfor-

derlich ist. 

 

3.5. Tätigkeit der Leitstelle 

 

Für alle Tunnel, für die eine Leitstelle vorgeschrieben ist, einschließlich Tunneln mit Einfahrt 

und Ausfahrt in unterschiedlichen Mitgliedstaaten, gilt, dass eine einzige Leitstelle jederzeit 

die volle Kontrolle ausüben muss. 

 

3.6. Tunnelschließung 

 

Bei (kurz- oder langfristigen) Tunnelschließungen sind die Nutzer durch leicht zugängliche 

Informationssysteme über die besten Ausweichstrecken zu informieren. 
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Solche Ausweichstrecken sind im Rahmen systematischer Alarmpläne vorzusehen. Sie sollten 

darauf angelegt sein, den Verkehrsfluss so weit wie möglich aufrechtzuerhalten und die 

Sekundäreffekte auf umliegende Gebiete auf ein Mindestmaß zu beschränken. 

 

Die Mitgliedstaaten sollten sich nach Kräften um die Vermeidung von Situationen bemühen, 

in denen ein Tunnel, der im Hoheitsgebiet von zwei Mitgliedstaaten liegt, wegen den Folgen 

schlechter Witterungsverhältnisse nicht benutzt werden kann. 

 

3.7. Gefahrguttransporte 

 

Gemäß den einschlägigen europäischen Rechtsvorschriften für den Gefahrguttransport auf der 

Straße sind hinsichtlich des Zugangs von Gefahrgutfahrzeugen zu Tunneln die folgenden 

Maßnahmen anzuwenden: 

 

– Vor der Festlegung oder Änderung von Vorschriften und Anforderungen für den 

Gefahrguttransport durch einen Tunnel ist eine Risikoanalyse gemäß Artikel 13 durch-

zuführen. 

 

– Vor der letzten Abfahrtsmöglichkeit vor dem Tunnel und am Tunneleingang sowie im 

vorgelagerten Bereich sind zur Durchsetzung der Vorschriften entsprechende Schilder 

aufzustellen, damit Ausweichstrecken benutzt werden können. 

 

– Im Einzelfall sind im Anschluss an die genannte Risikoanalyse spezielle betriebliche 

Maßnahmen zur Verringerung der Risiken für bestimmte oder alle Gefahrgutfahrzeuge 

in Tunneln zu prüfen, z.B. Meldung vor der Einfahrt oder Durchfahrt in Konvois mit 

Begleitfahrzeugen.  
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3.8. Überholen im Tunnel 

 

Aufgrund einer Risikoanalyse ist zu entscheiden, ob Schwerverkehr in Tunneln mit mehr als 

einem Fahrstreifen in jeder Richtung das Überholen erlaubt werden sollte. 

 

3.9. Abstände zwischen den Fahrzeugen und Geschwindigkeit 

 

Angemessene Fahrzeuggeschwindigkeiten und ausreichende Sicherheitsabstände zwischen 

den Fahrzeugen sind in Tunneln besonders wichtig und bedürfen großer Aufmerksamkeit. 

Dazu gehört auch, dass die Tunnelnutzer über angemessene Geschwindigkeiten und Abstände 

informiert werden. Gegebenenfalls sind Maßnahmen zur Durchsetzung entsprechender 

Vorschriften zu ergreifen. 

 

Der Mindestabstand, den ein PKW-Fahrer unter normalen Bedingungen zum vorausfahrenden 

Fahrzeug einhalten sollte, entspricht der innerhalb von 2 Sekunden zurückgelegten Strecke. 

Für Schwerverkehr sollte dieser Abstand verdoppelt werden. 

 

Wenn der Verkehr im Tunnel zum Stehen kommt, sollte zum nächsten Fahrzeug nach vorne 

ein Mindestabstand von 5 m eingehalten werden, es sei denn, dies ist wegen einer 

Notbremsung nicht möglich. 
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4. Informationskampagnen 

 

Es sind in regelmäßigen Abständen Informationskampagnen zu Fragen der Sicherheit in 

Tunneln zu organisieren und auf der Grundlage der harmonisierten Arbeiten internationaler 

Organisationen gemeinsam mit den beteiligten Parteien durchzuführen. Diese Informa-

tionskampagnen erstrecken sich auf das richtige Verhalten der Verkehrsteilnehmer bei der 

Anfahrt zu Tunneln und bei der Durchfahrt, insbesondere im Fall von Fahrzeugpannen, Staus, 

Unfällen und Bränden.  

 

Die Tunnelnutzer sind an geeigneten Stellen (z.B. an Rastplätzen vor Tunneln, an Tunnel-

eingängen, an denen der Verkehr angehalten wird, oder via Internet) über die vorhandenen 

Sicherheitseinrichtungen und das richtige Verhalten im Tunnel zu informieren. 

 

 

 

________________________ 
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ANHANG II 

 

Genehmigung des Entwurfs, Sicherheitsdokumentation, 

Inbetriebnahme eines Tunnels, Veränderungen und periodische Übungen 

 

1. Genehmigung des Entwurfs 

 

1.1. Die Bestimmungen dieser Richtlinie sind ab Beginn der Vorentwurfsphase anzuwenden. 

 

1.2. Vor Baubeginn stellt der Tunnelmanager die in Abschnitt 2.2 und - im Falle eines in der Pla-

nung befindlichen Tunnels - die in Abschnitt 2.3 beschriebene Sicherheitsdokumentation zu-

sammen und zieht den Sicherheitsbeauftragten hinzu. Der Tunnelmanager reicht die Sicher-

heitsdokumentation zusammen mit der Stellungnahme des Sicherheitsbeauftragten und/oder 

der Untersuchungsstelle, sofern verfügbar, bei der Verwaltungsbehörde ein. 

 

1.3. Gegebenenfalls wird der Entwurf von der zuständigen Behörde genehmigt, die den Tunnel-

manager und die Verwaltungsbehörde von ihrer Entscheidung unterrichtet. 

 

2. Sicherheitsdokumentation 

 

2.1. Der Tunnelmanager stellt eine Sicherheitsdokumentation für jeden der unter seine Zuständig-

keit fallenden Tunnel zusammen, die er fortlaufend aktualisiert. Eine Kopie dieser Sicher-

heitsdokumentation leitet er dem Sicherheitsbeauftragten zu. 
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2.2. Die Sicherheitsdokumentation enthält eine Beschreibung der vorbeugenden und sichernden 

Maßnahmen, die unter Berücksichtigung von Personen mit eingeschränkter Mobilität und be-

hinderten Personen, der Art der Straße, der Gesamtauslegung des Bauwerks, seiner Umge-

bung, der Art des Verkehrs und der Einsatzbedingungen der in Artikel 2 bestimmten Einsatz-

dienste zur Sicherstellung der Sicherheit der Nutzer erforderlich sind. 

 

2.3. Für einen in der Planung befindlichen Tunnel umfasst die Sicherheitsdokumentation insbe-

sondere folgende Bestandteile: 

 

– eine Beschreibung des geplanten Bauwerks und seiner Zufahrten, zusammen mit den für 

das Verständnis des Entwurfs und der erwarteten Betriebsregelungen erforderlichen 

Plänen; 

 

– eine Verkehrsprognose unter Darlegung und Begründung der erwarteten Bedingungen 

für die Beförderung von Gefahrgut, zusammen mit der Risikoanalyse gemäß Anhang I 

Abschnitt 3.7; 

 

– eine spezifische Gefahrenanalyse, in der die beim Betrieb des Tunnels möglicherweise 

auftretenden Unfälle, die für die Sicherheit der Tunnelnutzer eindeutig von Belang sind, 

sowie Art und Umfang ihrer möglichen Folgen beschrieben sind; in dieser Unter-

suchung sind auch Maßnahmen zur Verringerung der Wahrscheinlichkeit von Unfällen 

und ihrer Folgen zu beschreiben und zu belegen; 

 

– ein Sicherheitsgutachten eines auf diesem Gebiet spezialisierten Sachverständigen oder 

einer entsprechenden Organisation, beispielsweise der Untersuchungsstelle. 
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2.4. Für einen in der Phase der Inbetriebnahme befindlichen Tunnel umfasst die Sicherheits-

dokumentation zusätzlich zu den für die Planungsphase vorgeschriebenen Bestandteilen: 

 
– eine Beschreibung der zur Sicherstellung des Betriebs und der Unterhaltung des Tun-

nels bestehenden Organisation, der personellen und materiellen Ressourcen und der 

vom Tunnelmanager spezifizierten Anweisungen; 

 

– einen gemeinsam mit den Einsatzdiensten erstellten Organisationsplan für den Notfall, 

in dem auch Personen mit eingeschränkter Mobilität und behinderte Personen 

berücksichtigt werden; 

 

– eine Beschreibung des Systems für das ständige Erfahrungsfeedback, durch das bedeu-

tendere Störfälle und Unfälle erfasst und analysiert werden können. 

 
2.5. Für einen in Betrieb befindlichen Tunnel umfasst die Sicherheitsdokumentation zusätzlich zu 

den für die Phase der Inbetriebnahme vorgeschriebenen Bestandteilen: 

 
– einen Bericht mit Analyse über erhebliche Störungen und Unfälle, die sich seit dem 

Inkrafttreten dieser Richtlinie ereignet haben; 

 

– eine Aufstellung der durchgeführten Sicherheitsübungen und eine Analyse der aus 

diesen Übungen gezogenen Lehren. 

 
3. Inbetriebnahme 

 
3.1. Die erstmalige Eröffnung eines Tunnels für den allgemeinen Verkehr (Inbetriebnahme) unter-

liegt der Genehmigung durch die Verwaltungsbehörde (Abnahme), für die das nachfolgend 

beschriebene Verfahren gilt. 
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3.2. Dieses Verfahren gilt auch für die Wiedereröffnung eines Tunnels für den allgemeinen Ver-

kehr nach größeren baulichen oder betrieblichen Veränderungen oder nach wesentlichen 

Änderungsarbeiten im Tunnel, die erhebliche Änderungen von Bestandteilen der Sicherheits-

dokumentation bewirken könnten. 

 
3.3. Der Tunnelmanager übermittelt die Sicherheitsdokumentation nach Abschnitt 2.4 dem Sicher-

heitsbeauftragten, der zur Frage der Eröffnung des Tunnels für den allgemeinen Verkehr 

Stellung nimmt. 

 

3.4. Der Tunnelmanager leitet diese Sicherheitsdokumentation zusammen mit der Stellungnahme 

des Sicherheitsbeauftragten an die Verwaltungsbehörde weiter. Die Verwaltungsbehörde ent-

scheidet, ob sie die Eröffnung des Tunnels für den allgemeinen Verkehr genehmigt, mit ein-

schränkenden Auflagen genehmigt oder nicht genehmigt, und teilt dies dem Tunnelmanager 

mit. Eine Kopie dieser Entscheidung wird den Einsatzdiensten zugeleitet. 

 

4. Veränderungen 

 

4.1. Bei allen wesentlichen Änderungen bezüglich Konstruktion, Ausstattung oder Betrieb, die 

Bestandteile der Sicherheitsdokumentation erheblich beeinflussen könnten, beantragt der 

Tunnelmanager eine neue Genehmigung für die Inbetriebnahme nach dem in Abschnitt 3 

beschriebenen Verfahren. 
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4.2. Der Tunnelmanager informiert den Sicherheitsbeauftragten über alle sonstigen baulichen und 

betrieblichen Veränderungen. Außerdem legt der Tunnelmanager dem Sicherheitsbeauftrag-

ten vor Änderungsarbeiten im Tunnel jeweils eine Dokumentation vor, in der die Vorschläge 

detailliert ausgeführt werden. 

 

4.3. Der Sicherheitsbeauftragte prüft die Auswirkungen der Änderung und teilt dem Tunnel-

manager seine Stellungnahme mit; dieser leitet der Verwaltungsbehörde und den Einsatz-

diensten eine Kopie der Stellungnahme zu. 

 

5. Periodische Übungen 

 

Der Tunnelmanager und die Einsatzdienste führen in Zusammenarbeit mit dem Sicherheits-

beauftragten gemeinsame periodische Übungen für das Tunnelpersonal und die Einsatzdienste 

durch. Diese Übungen sollten 

 

− möglichst realistisch sein und den festgelegten Störfallszenarien entsprechen, 

 

− klare Ergebnisse liefern und 



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 167/ 
_______________________________________________________________________________ 
 

 

86

 

− so durchgeführt werden, dass Schäden am Tunnel vermieden werden; 

 

− sie können zum Teil und für ergänzende Ergebnisse auch am Modell oder in der Form 

von Computer-Simulationen durchgeführt werden.  

 

a) Mindestens alle vier Jahre sind Großübungen unter möglichst realistischen Bedingun-

gen durchzuführen. Eine Sperrung des Tunnels wird nur dann angeordnet, wenn an-

nehmbare Vorkehrungen zur Umleitung des Verkehrs getroffen werden können. Im 

Zeitraum dazwischen sind jährlich Teil- und/oder Simulationsübungen durchzuführen. 

In Gebieten, in denen mehrere Tunnel nahe beieinander liegen, ist die Großübung in 

mindestens einem dieser Tunnel durchzuführen. 

 

b) Der Sicherheitsbeauftragte und die Einsatzdienste beurteilen gemeinsam diese Übun-

gen, erstellen einen Bericht und schlagen geeignete Maßnahmen vor. 

 

 

________________________ 



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 167/ 
_______________________________________________________________________________ 
 

 

87

ANHANG III 

 

Beschilderung für Tunnel 

 

1. Allgemeine Anforderungen 

 

Im Folgenden werden die für Tunnel zu verwendenden Verkehrszeichen und Symbole behan-

delt. Die in diesem Abschnitt genannten Verkehrszeichen sind im Wiener Übereinkommen 

von 1968 über Straßenverkehrszeichen beschrieben, sofern nichts anderes angegeben ist. 

 

Im Interesse der internationalen Verständlichkeit beruht das in diesem Anhang vorgeschrie-

bene System von Zeichen und Signalen auf der Verwendung von Formen und Farben, die für 

jede Klasse von Zeichen charakteristisch sind, sowie - wann immer möglich - auf der Ver-

wendung von grafischen Symbolen anstelle von Aufschriften. Wenn Mitgliedstaaten es für er-

forderlich erachten, die vorgeschriebenen Zeichen und Symbole zu ändern, darf mit diesen 

Änderungen nicht von den wesentlichen Merkmalen der Symbole abgewichen werden. Falls 

Mitgliedstaaten das Wiener Übereinkommen nicht anwenden, dürfen die vorgeschriebenen 

Zeichen und Symbole geändert werden, sofern mit diesen Änderungen nicht von deren 

wesentlicher Bedeutung abgewichen wird. 

 

1.1. Folgende Sicherheitseinrichtungen in Tunneln sind durch Straßenverkehrszeichen anzuzeigen: 

 

Nothalte- bzw. Pannenbuchten. 

 

Notausgänge: Für alle Arten von Notausgängen ist ein und dasselbe Zeichen zu verwenden. 

 

Fluchtwege: In Abständen von höchstens 25 m sind an den Tunnelwänden in 1,0 bis 1,5 m 

Höhe über dem Fluchtweg und unter Angabe der Entfernung die beiden jeweils nächstgele-

genen Notausgänge anzuzeigen. 
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Notrufstationen: Zeichen, mit denen auf vorhandene Notruftelefone und Feuerlöscher hinge-

wiesen wird. 

 

1.2. Rundfunkempfang: 

 

In Tunneln, in denen Rundfunkinformationen empfangen werden können, sind die Tunnel-

nutzer mittels geeigneter Zeichen vor dem Tunneleingang auf diese hinzuweisen. 

 

1.3. Die Zeichen und Markierungen sind so zu gestalten und so anzubringen, dass sie klar erkenn-

bar sind. 

 

2. Beschreibung der Zeichen und Schilder 

 

Die Mitgliedstaaten müssen erforderlichenfalls geeignete Zeichen im Vorwarnbereich eines 

Tunnels, innerhalb eines Tunnels und hinter dem Tunnel anbringen. Beim Entwurf der für 

einen Tunnel anzuordnenden Verkehrszeichen sind die verkehrs- und bautechnischen Bedin-

gungen vor Ort sowie sonstige örtliche Gegebenheiten zu berücksichtigen. Es sind Verkehrs-

zeichen zu verwenden, die dem Wiener Übereinkommen über Straßenverkehrszeichen ent-

sprechen; dies gilt nicht für Mitgliedstaaten, die das Wiener Übereinkommen nicht anwenden. 
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2.1. Tunnelzeichen 

 

 
 

An jeder Tunneleinfahrt ist das folgende Zeichen anzubringen: 
 
Zeichen E11A ("Straßentunnel") des Wiener Übereinkommens. 
Die Länge des Tunnels ist entweder im unteren Teil des Schil-
des oder auf einem Zusatzschild H2 anzugeben. 
Bei Tunneln von mehr als 3 000 m Länge ist alle 1 000 m die 
noch zurückzulegende Tunnelstrecke anzuzeigen. 
Der Name des Tunnel kann ebenfalls angegeben werden. 

 

 

 

2.2. Fahrbahnmarkierung 

 

Zur Abgrenzung der Fahrbahn gegen den Straßenrand sollte eine entsprechende Fahrbahn-

markierung angebracht werden. 

In Gegenverkehrstunneln sollten die beiden Richtungsfahrbahnen entlang der Mittellinie 

(Einzel- oder Doppellinie) mit deutlich sichtbaren Mitteln voneinander getrennt werden. 

 

2.3. Zeichen und Schilder zur Beschilderung vorhandener Einrichtungen 

 

Notrufstationen 

 

Die den Tunnelnutzern in Notrufstationen zur Verfügung stehenden Ausrüstungen sind mit 

"F"-Hinweiszeichen gemäß dem Wiener Übereinkommen anzuzeigen, wie z.B.: 

 

   Notruftelefon  

 

 

  

           Feuerlöscher 
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In Notrufstationen, die vom Tunnel durch eine Tür getrennt sind, muss ein klar lesbarer und in 

geeigneten Sprachen abgefasster Text gemäß nachstehendem Beispiel darauf hinweisen, dass 

die Notrufstation keinen Schutz bei Feuer bietet. 

 

    "KEIN BRANDSCHUTZ IN DIESEM RAUM 

 

      Folgen Sie den Zeichen zu den Notausgängen" 

 

Nothalte- bzw. Pannenbuchten 

 

Zur Kennzeichnung von Nothalte- bzw. Pannenbuchten sollten "E"-Zeichen gemäß dem 

Wiener Übereinkommen verwendet werden. Hinweise auf Notruftelefone und Feuerlöscher 

sind auf einem Zusatzschild anzuzeigen oder in das Zeichen selbst einzubeziehen. 
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Notausgänge 

 

Zur Kennzeichnung von Notausgängen sollten "G"-Zeichen gemäß dem Wiener Überein-

kommen verwendet werden. Beispiele: 

 

 

 

 
 

 

Außerdem ist durch an den Tunnelwänden angebrachte Zeichen auf die zwei nächstgelegenen 

Notausgänge hinzuweisen. Beispiele:  

 

  
 

 

Fahrstreifensignale  

 

Diese Zeichen können kreisförmig oder rechteckig sein: 

 

 

Wechselverkehrszeichen 

 

Alle Wechselverkehrszeichen müssen die Tunnelnutzer unmissverständlich auf Staus, 

Pannen, Unfälle, Brände oder sonstige Risiken hinweisen. 

 

________________________ 
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